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Schriftliche Anhdrung zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der FDP fiir ein Zehntes Ge-
setz zur Anderung des Hessischen Gesetzes liber die dffentliche Sicherheit und Ord-
nung (HSOG) - Drucks. 17/133 -

Ihr Schreiben vom 12. Juni 2008

Sehr geehrter Hertr Vorsitzender,

Ihrer Bitte, zu dem Gesetzentwurf der FDP fiir ein Zehntes Gesetz zur Anderung des Hessi-
schen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) Stellung zu nehmen,
komme ich gerne nach.

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, Regelungsdefizite des HSOG zu beseitigen, die in vier
Bereichen gesehen werden: der automatischen Kennzeichenerfassung, der Wohnraumdber-
wachung, der Telekommunikationsiiberwachung und der Rasterfahndung. Zur Begriindung

beruft er sich vor allem auf die neuere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.

Der geltend gemachte Novellierungsbedarf besteht nach meiner Bewertung nur zum Teil. So-
weit Anderungen erforderlich sind, wére es zudem unangebracht, die neuen Vorschriften be-
reits Ende des kommenden Jahres wieder auslaufen zu lassen, so wie es der Gesetzentwurf

vorsieht. Im Einzelnen habe ich zu den Bestimmungen Folgendes anzumerken:

65185 Wiesbaden - Friedrich-Ebert-Allee 12
Telefon: (06 11} 353 20 01
Telefax: {06 11) 353 20 09
E-Mail: Norbert Nedela@hmdis.hessen.de



Ausschussvorlage INA 17/3 222 Teil 4 - Nr. 19

-2-

l. Zu Art. 1 Nr. 1 (Automatisierte Kennzeichenerfassung)

Das Bundesverfassungsgericht hat durch Urteil vom 11. Mé&rz 2008 - 1 BvR 2074/05 - § 14 Abs.
5 HSOG, das den Einsatz von Automatischen Kennzeichen-Lese-Systemen (AKLS) geregelt
hat, und eine vergleichbare Vorschrift aus dem Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein
fur verfassungswidrig und nichtig erklart. Das Verdikt der Verfassungswidrigkeit trifft wohl im
Ergebnis auch auf die Mehrzahl der entsprechenden Bestimmungen in anderen Bundeslindern
zu. Den Gesetzen lag die Annahme zugrunde, dass es sich bei dem Umgang mit den Daten,
die in Trefferfallen gewonnen werden, um den Ausfluss der auf gesetzlicher Grundlage erfolg-
ten Fahndungsnotierungen handelt. Vor diesem Hintergrund wurde der Umgang mit Trefferfal-
len nicht geregelt. Es wurden vielmehr nur der automatisierte Kennzeichenabgleich als solcher
zugelassen sowie die unverzigliche Léschung der Nichttreffer angeordnet.

Das Bundesverfassungsgericht hat nun in Absatz-Nr. 180 bis 184 des besagten Urteils Ausfiih-
rungen gemacht, wie die Landesgesetzgeber eine verfassungskonforme Behandlung der Tref-
ferfille gewahrleisten kénnen. Es werden dabei Lésungen auf drei Ebenen angeboten (a.a.0O.
Absatz-Nr. 182): "durch einengende Regelungen erstens fir die Aufnahme in die zuldssigen
Abgleichsdatenbesténde, etwa (ber den Fahndungsbestand, zweitens im Hinblick auf die Er-
fassung der Kennzeichen selbst und drittens betreffend die weitere Verwertung der gewonne-
nen Informationen. Diese Ebenen sind in Bezug auf die Priifung der Verhéltnismaligkeit und
Bestimmtheit der Erméachtigung zur Kennzeichenerfassung in ihrem Zusammenwirken zu se-

hen."

Als Beispiel einer zuldssigen Regelung des AKLS-Einsatzes mit einem weit gefassten Verwen-
dungszweck nennt das Bundesverfassungsgericht in Absatz-Nr. 183 des Urteils § 36a des
Brandenburgischen Polizeigesetzes (BbgPolG). Gleichzeitig betont es jedoch: "Mdglich sind
ferner Kombinationen von enger gefassten Zweckbestimmungen, die die Kennzeichenerfas-
sung auf nicht eingriffsintensive Verwendungszwecke begrenzen, mit entsprechend geringeren
Voraussetzungen fir die Aufnahme in den Fahndungsbestand und die Voraussetzungen fir
den Erhebungsaniass."

Der vorliegende Gesetzentwurf Gbernimmt die brandenburgische Regelung weitgehend wort-
wortlich. Er unterscheidet sich von ihr lediglich darin, dass er bei DatenUbereinstimmung eine
Verpflichtung zur Kidrung des Sachverhalts vorschreibt (Satz 3) und ausdricklich die Erstellung
von Bewegungsprofilen auf die Falie der Polizeilichen Beobachtung im Rahmen des Satz 1 Nr.
3 beschrankt (Satz 4). Nicht Gbernommen wird aus dem brandenburgischen Gesetz demge-
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geniber die Unterrichtungspflicht gegeniber dem Innenausschuss des Landtages (§ 36a Abs.
3 BbgPolG).

In Kreisen polizeilicher Praktiker aufterhalb Brandenburgs ist § 36a BbgPolG, das durch Gesetz
vom 18.12.2006 in das dortige Polizeigesetz eingefiigt worden ist, seinerzeit mit Unverstiandnis
aufgenommen worden. Alle drei Fallgruppen, in denen die automatische Kennzeichenerfassung
zugelassen wird, betreffen Ausnahmefalle der gegenwdrtigen Gefahr, d.h. Falle, bei denen die
Einwirkung des schadigenden Ereignisses bereits begonnen hat oder unmittelbar oder in aller-
néchster Zeit mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bevorsteht. Der Ansatz Bran-
denburgs war mithin ein véllig anderer als der in den Ubrigen Landern, was auch schon in der
amtlichen Uberschrift von § 36a BbgPolG "Anlassbezogene automatische Kennzeichenfahn-
dung" zum Ausdruck kommt.

Dies vorausgeschickt, nehme ich zu den einzelnen Bestimmungen des § 14 Abs. 5 wie folgt
Stellung:

Satz 1 erlaubt nur den offenen Einsatz von Kennzeichenlesegeraten wie in Brandenburg (vgl.
dort § 29 Abs. 3 Halbs. 2 BbgPolG). Die Vorschrift bleibt damit hinter den vom Bundesverfas-
sungsgericht zugelassenen Mdéglichkeiten zuriick. Das Bundesverfassungsgericht hat seine
Prifung bereits unter Berlicksichtigung verdeckter Einsdtze vorgenommen (vgl. a.a.0. Absatz-
Nr. 58). Es hat im Ubrigen lediglich hervorgehoben, dass die heimliche Vornahme eine héhere
Eingriffsintensitdt bewirken kann, es jedoch nicht entscheidend darauf ankommt, ob der Betrof-
fene die Kamera wahrnimmt, sondern ob er von der Speicherung seiner Daten erfahrt, z.B.
indem er nachfolgend angehalten wird (vgl. a.a.0. Absatz-Nr. 89).

Gerade dann, wenn man den AKLS-Einsatz nur unter der Voraussetzung einer gegenwartigen
Gefahr zulasst, darf man die Polizei nicht gleichzeitig auf offene Mallnahmen beschranken.
Das wére allenfalls dann unschédlich, wenn sich die Gefahr im Einzelfall durch das Anhalten
des Fahrzeugs und das Festhalten der Insassen abwehren lieRe. Hat man es hingegen mit
einer Stérergruppierung zu tun, die nicht mit einem einzigen Zugriff ausgeschaitet werden kann,
kann sich die Gefahrenlage weiter verscharfen. Die Beamten werden in derartigen Féilen sogar
darum bemiht sein, offene polizeiliche MalRnahmen mit anderer Zielsetzung im Wirkungsbe-

reich der Storer zu vermeiden, um deren Nervositat nicht unnétigerweise zu steigern.



Ausschussvorlage INA 17/3 224 Teil 4 - Nr. 19

-4 -

Eine gegenwartige Gefahr sollte freilich nicht zur Voraussetzung des AKLS-Einsatzes gemacht
werden. Das Bundesverfassungsgericht hat hervorgehoben, dass die Eingriffsintensitat unter-
schiedlich ist (a.a.0. Absatz-Nr. 81 ff.). Es hat in diesem Zusammenhang insbesondere darauf
hingewiesen, dass die Absicht, gestohlene Fahrzeuge ausfindig zu machen oder die Weiter-
fahrt von Fahrzeugen ohne Versicherungsschutz zu unterbinden, nur "eine vergleichsweise
geringe Personlichkeitsrelevanz" aufweist (a.a.O. Absatz-Nr. 82). Das waren jedoch die zentra-
len Fahndungszwecke, die beim bisherigen AKLS-Einsatz zum Tragen kamen. Sie dlrften nach
dem Gesetzentwurf nicht mehr verfolgt werden. Zu bedenken ist zudem, dass die Regelung
wegen ihrer Beschrinkung auf Fille der gegenwartigen Gefahr in keiner ihrer drei Fallgruppen
die AKLS-Uberwachung mutmaRlicher Terroristen in der Vorbereitungsphase von Anschldgen
ermdglicht.

Die erste Fallgruppe, bei der der AKLS-Einsatz zugelassen wird, betrifft die Abwehr einer ge-
genwdrtigen Gefahr fUr Leib oder Leben einer Person (Satz 1 Nr. 1). Aufféllig daran ist das
Fehlen der persénlichen Freiheit, die im HSOG regelméaftig neben den Rechtsgitern Leib und
Leben geschitzt wird. Ausgenommen sind nur die Falle der Eigensicherung (§ 14 Abs. 6, § 15
Abs. 6, § 36 Abs. 3), die Ingewahrsamnahme nach § 32 Nr. 1 aus Griinden der Logik sowie
extrem schwerwiegende Eingriffe (kérperliche Durchsuchung durch eine Person des anderen
Geschlechts, § 36 Abs. 4, Durchsuchung ganzer Gehaudekomplexe, § 38 Abs. 4, und Schuss-
waffengebrauch, §§ 58 Abs. 2, § 60 Abs. 3, § 61 Abs. 1 Nr. 1). Die teilweise in der Literatur
anzutreffende Geringschatzung der persénlichen Freiheit sollte spatestens seit den beiden
spektakuldren Fallen in Osterreich einer besseren Erkenntnis gewichen sein. Die vorgeschla-
gene gesetzliche Regelung wirde es jedenfalls ausschlieRen, Kennzeichenlesegerate einzu-
setzen, um ein Fahrzeug aufzuspiren, in dem gerade eine junge Frau zum Zwecke der
Zwangsverheiratung in ihr Herkunftsland verschleppt wird. Die Kidnapper werden in einem sol-
chen Fall besonderen Wert darauf legen, dass dem Opfer wéhrend des Transports {gegenwar-
tige Gefahr) kein schweres kérperliches Leid zugefiigt wird. In der Strafprozessordnung gibt es
keine entsprechende Befugnisnorm, ganz abgesehen davon, dass die polizeilichen MalRnah-
men im Schwerpunkt der Gefahrenabwehr und nicht der Strafverfolgung dienen wiirden.

Die zweite Fallgruppe lasst eine gegenwaértige Gefahr fur jegliches Rechtsgut ausreichen, ver-
langt daflr aber, dass die Voraussetzungen einer Identitdtsfeststellung nach § 18 Abs. 2 Nr. 1,
3 oder 5 HSOG vorliegen (Satz 1 Nr. 2). Demnach dirfen die Gerate nur an Orten eingesetzt
werden, die geféhrlich sind (§ 18 Abs. 2 Nr. 1 HSOG), die selbst geféhrdet sind (§ 18 Abs. 2 Nr.
3 HSOG) oder an denen Kontrollstellen eingerichtet sind (§ 18 Abs. 2 Nr. 5 HSOG). Der Fall
der verschleppten Frau lasst sich auch Uber diese Fallgruppe nicht 16sen, weil keine Katalogtat
nach § 100a StPO vorliegt, so dass die Einrichtung einer Kontrollstelle ausscheidet.
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Die dritte und letzte Fallgruppe weist formelle und materielle Elemente auf. Zum einen muss
eine Ausschreibung zur Polizeilichen Beobachtung (PB) nach § 17 HSOG vorliegen, zum ande-
ren muss die fir die Ausschreibung relevante Straftat unmittelbar bevorstehen (Satz 1 Nr. 3).
Das Erfordernis des Zusammentreffens beider Elemente macht die Regelung fiir die Praxis
weitgehend bedeutungslos. Der Wert der Regeluhg wird weiter durch die Beschrankung auf
Hessen gemindert. Ausschreibungen zur Polizeilichen Beobachtung aus anderen Landern z&h-
len nicht. Ist die junge Frau in unserem Beispielsfall in einem anderen Bundesland entflihrt und
das Fahrzeug von der dortigen Polizei ausgeschrieben worden, kénnte dies einen AKLS-
Einsatz in Hessen nicht rechtfertigen. Nahme der Fall in Hessen seinen Ausgang, kdnnte die
hessische Polizei eine PB-Ausschreibung vornehmen, da die Zulassigkeitsvoraussetzungen fur
eine Observation vorlagen (§ 17 Abs. 2Nr. 2i.V¥.m. § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2 und 4, Satz 2
HSOG). Sinn wilrde das freilich kaum machen, weil die polizeilichen Mafinahmen bei unmittel-
bar bevorstehenden Straftaten regelmagig nicht auf die Erhebung von Daten, sondern auf die
unmittelbare Beseitigung der Gefahrensituation zielen wirden. Die materielle Komponente der
Befugnisnorm wiére im Beispielsfall ebenfalls zu bejahen. Die fortdauernde Begehung des

Dauerdelikts Freiheitsberaubung lieke sich als unmittelbar bevorstehende Straftat einordnen.

Satz 2 erméchtigt zum automatischen Abgleich, wahrend Satz 3 anordnet, im Falle der Daten-
Ubereinstimmung, unverziglich MaBnahmen zur Klarung des Sachverhalts zu ergreifen. Der
Sinn von Satz 3, der kein Vorbild in der Vorschrift Brandenburgs findet, ist dabei nicht ersicht-
lich. Die Polizei kiart routinemaRig und ziigig Sachverhalte auf, soweit dies nétig ist; nicht nur
im Zusammenhang mit einem AKLS-Einsatz.

Satz 4 verbietet die Erstellung von Bewegungsprofilen auler in den Fallen des Satz 1 Nr. 3,
d.h. den Féllen, in denen eine PB-Ausschreibung verlangt wird. Auch diese Bestimmung findet
keine Entsprechung in § 36a BbgPolG. Eine solche Vorgabe ware nicht akzeptabel. Wenn
bspw. eine terroristische Gefdhrdergruppe sténdig observiert wird, entsteht zweifellos ein Be-
wegungsbild. Unterhalt die Gruppierung einen Stiltzpunkt in einem nur schwer zugénglichen
Gelande im AuRenbereich, wlrde es sich anbieten, ergénzend auf verdeckt aufgestellte Kenn-
zeichenlesegerate zurlickzugreifen, die Bewegungen der relevanten Fahrzeuge an die Einsatz-
krafte melden. Diese Erkenntnisse wirden in das Bewegungsbild einflieRen. Die Vorausset-
zungen von Satz 1 Nr. 3 wirden aber unter solchen Umstanden zumeist nicht vorliegen. Zum
einen kénnte eine PB-Ausschreibung zu riskant sein. Zum andern kdnnte Satz 1 Nr. 3 aus-
scheiden, wenn die Gruppierung erkennbar noch in der Planungsphase ist, weil die Anschlags-
gefahr dann die Schwelle zur gegenwdrtigen Gefahr noch nicht Gberschritten hat.
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Satz 5 erlaubt die polizeiliche Verarbeitung von Trefferféllen ohne eine weitere Zweckbestim-

mung, so dass es der Erlaubnis zur Ubermittlung der PB-Erkenntnisse eigentlich nicht bedrfte.
Satz 6 enthélt die Uibliche Léschungsverpflichtung.

Satz 7 verbietet den flaichendeckenden stationéren Einsatz von AKLS. Angesichts der zu en-
gen, praxisuntauglichen Regelung ware es schon haushaltsrechtlich verwegen, Kennzeichenle-
segerate fur einen flachendeckenden Einsatz vorzuhaiten. Ob ein Einsatz mobil oder gerade
stationar erfolgt, ist im Ubrigen sicherlich eine Bewertungsfrage, sofern Gerate genutzt werden,
die fiir einen mobilen Einsatz geeignet sind. Das Kriterium erscheint daher zur Abgrenzung
kaum brauchbar.

Il. Zu Art. 1 Nr. 2 (Wohnraumiiberwachung)

Hinsichtlich der Wohnraumiiberwachung wiederholt der Gesetzentwurf in Text und Begrindung
den Gesetzentwurf der FDP aus der vergangenen Legislaturperiode (Drs. 16/5773). Ich kann
mich deshalb zunachst auf meine Stellungnahme vom 30. November 2006 beziehen, die auch

der Offentlichkeit im Internet Uber das Landtagsinformationssystem zuganglich ist:

http.//starweb.hessen.de/cache/AV/16/INA/INA-AV-059-T2 . pdf, S. 9 ff.

In dieser Stellungnahme hatte ich dargelegt, dass sich der Gesetzgeber bei der Schaffung des
Achten Gesetzes zur Anderung des HSOG im Interesse des Schutzes potentieller Opfer be-
wusst dafir entschieden hat, die vom Bundesverfassungsgericht zur strafprozessualen Wohn-
raumiberwachung entwickelten unpraktikablen Vorgaben Uber den Schutz des Kernbereichs
privater Lebensgestaltung nicht eins zu eins in das Polizeirecht zu Gibernehmen.

Der Gesetzgeber kann sich hierin durch die neuere Entwicklung der Rechtsprechung bestatigt
sehen. In seinem Urteil vom 27. Februar 2008 zur Onlinedurchsuchung hat das Bundesverfas-
sungsgericht auf die anhailtende Kritik an der mangeinden Praktikabilitat der von ihm aufgestell-
ten Vorgaben zum Kernbereichsschutz reagiert und ein modifiziertes zweistufiges Schutzkon-
zept eingefuhrt (1 BvR 370/07 und 1 BvR 595/07, Absatz-Nr. 280 ff.), das ein Abschalten einer
laufenden Uberwachung bei auftretenden Kernbereichsverletzungen nicht mehr vorgibt.

Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf gesteht diese Rechtsprechungsanderung auch unumwun-
den zu. In einem dem allgemeinen Teil der Begrindung neu angefiigten Absatz heiflt es (S. 3).
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"Zwar hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zur Online-Durch-
suchung vom 27. Februar 2008 (1 BvR 370/07 und 1 BvR 595/07) den Kernbereichs-
schutz von der Erhebungs- in die Auswertungsphase verlagert und vorgegeben, dass
Daten mit Kernbereichsbezug unverziiglich geléscht und ihre Auswertung ausgeschlos-
sen werden miissten, doch erscheint es zur Gewahrleistung eines hohen Schutzniveaus
geboten, im Falle einer erkennbaren Kernbereichsberiihrung einen sofortigen Abbruch
der UberwachungsmafBnahme vorzusehen."

Der Gesetzentwurf hilt also die Unterbrechung der Wohnraumiberwachung im Falle einer
Kernbereichsverletzung nicht flr verfassungsrechtlich geboten, will sie aber trotzdem einfihren,
um ein hohes Schutzniveau zu gewiéhrleisten. Da in Hessen praventivpolizeiliche Wohnraum-
uberwachungen uberhaupt nur dann zuldssig sind, wenn sie zur Abwehr einer gegenwartigen
Gefahr fir Leib, Leben oder Freiheit einer Person unverzichtbar sind, bedeutet dies im Ergeb-
nis, dass man bereit ist, das potentielle Opfer ohne zwingenden rechtlichen Grund zugunsten
eines besseren Schutzes des Stdrers seinem Schicksal zu Uberlassen. Dies wirde gegen die
Verfassung verstolien, weil die Schutzpflicht aus Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG missachtet wiirde.

lll. Zu Art. 1 Nr. 3 (Telekommunikationsiiberwachung)

Der Gesetzentwurf greift auch insoweit auf Text und Begriindung des Gesetzentwurfs aus der
vergangenen Legislaturperiode zuriick. Ich verweise deshalb an dieser Stelle erneut auf meine
Ausflhrungen zu der Drucksache 16/5773.

lch hatte damals insbesondere dargelegt, dass die Rechtslage in Hessen den Anforderungen
gerecht wird, die das Bundesverfassungsgericht in Absatz-Nr. 164 seines Urteils vom 27. Juli
2005 - 1 BvR 668/04 - aufgestellt hat. Wie wir heute wissen, waren die dortigen, weithin un-
beachtet gebliebenen Ausfihrungen des Bundesverfassungsgerichts ein erster Ansatz zu ei-
nem pragmatischeren Umgang mit der Problemstellung.

IV. Zu Art. 1 Nr. 4 (Besondere Formen des Datenabgleichs)

Diese Regelung nebst Begriindung hat der Gesetzentwurf ebenfalls dem Gesetzentwurf eines
Zehnten Gesetzes zur Anderung des HSOG aus der letzten Legislaturperiode entnommen. In
meiner damaligen Stellungnahme hatte ich darauf hingewiesen, dass eine Anpassung des § 26
HSOG an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts erforderlich ist, angesichts der
Mdglichkeit einer verfassungskonformen Auslegung der Vorschrift ein dringender Handlungs-
bedarf aber nicht besteht,

Bei der nunmehr turnusmagig anstehenden Aktualisierung des HSOG, wird auch § 26 zu Gber-
arbeiten sein. Der Gesetzentwurf der FDP bietet dafir eine gute Grundlage. Allerdings wird
man auf die Subsidiaritatsklausel verzichten missen. Sie ist bei einer Beschrankung auf Falle
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konkreter Gefahren und angesichts des typischerweise mit einer Rasterfahndung verbundenen
Aufwandes nicht mehr zu rechtfertigen. Darliber hinaus wird man die Bestimmung an den poli-
zeirechtlichen Sprachgebrauch anpassen missen. Der Satzteil "wenn tatséchliche Anhalt-
spunkte die Annahme rechtfertigen wilrden, dass dies zur Abwehr einer Gefahr erforderlich und
dies auf andere Weise nicht méglich ist" musste deswegen lauten: "wenn dies zur Abwehr der
Gefahr erforderlich ist".

Mit freundlichen Griiften

ke

(Nedela)
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Schriftliche Stellungnahme zum

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP fiir ein Zehntes Gesetz zur Anderung des Hessischen Gesetzes liber die
offentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) - Drucks. 17/133 -

Die Stellungnahme betrifft ausschlieBlich die Neufassung des § 14 Abs. 5 HSOG in Art. 1 Nr. 1 des Gesetz-
entwurfs.

1. Die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts

Das Bundesverfassungsgericht hdlt in seiner Entscheidung vom 11.3.2008 (1 BvR 2074/05, 1254/07, NJW
2008, 1505) die Erfassung und Auswertung von Kraftfahrzeugkennzeichen nicht grundsatzlich fur verfas-
sungswidrig. Solche Eingriffe in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung kénnen dann ge-
rechtfertigt sein, wenn das Land eine Gesetzgebungskompetenz fiir diese Regelung hat und wenn diese
Regelung ausreichend bestimmt und verhdltnismaRig ist.

Eine gesetzliche Ermachtigung zur automatisierten Kennzeichenerfassung muss ausreichend klar und
bestimmt sein. Der Gesetzgeber hat Anlass, Zweck und Grenzen des Eingriffs hinreichend bereichsspe-
zifisch, prazise und normenklar festzulegen. Die bisherige Regelung in Hessen enthielt keine bereichs-
spezifische und normenklare Bestimmung des Anlasses und des Verwendungszwecks der automatisierten
Erhebung. Sie erlaubte die Kennzeichenerfassung ,zum Zwecke des Abgleichs mit dem Fahndungsbestand”.
Damit war jedoch weder der Anlass noch der Ermittlungszweck benannt, dem sowohl die Erhebung als auch
der Abgleich letztlich dienen sollen. ,Werden im Gesetz zum Verwendungszweck keine Aussagen getroffen,
schlieBt die Ermachtigung alle denkbaren Verwendungszwecke ein.” (BVerfG, NJW 2008, 1505, Rn. 99) Die
Unbestimmtheit wurde dadurch gesteigert, dass die bisherige Fassung der Vorschrift auch keinen Anlass
fir die Erfassung vorsah. SchlieRlich fehlte es an einer ausreichenden Bestimmung der Daten, die erhoben
werden dirfen.
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Die Kennzeicheniiberwachung soll zum Schutz der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung eingesetzt werden.
Diese Schutzglter besitzen grundsatzlich ein hohes verfassungsrechtliches Gewicht. Fur das Bundesverfas-
sungsgericht ist jedoch das Gewicht des jeweils konkret verfolgten Einsatzzwecks entscheidend und dieses
hdangt davon ab, in welcher Intensitat diese Schutzgiiter konkret gefahrdet sind. Daher miissen die Ermach-
tigungen Eingriffsschwellen enthalten, die einen verhaltnismaRigen Ausgleich zwischen Schutzgutgefahr-
dung und Grundrechtseingriff bewirken. Grundrechtseingriffe einer bestimmten Eingriffsintensitat dirfen
daher gesetzlich erst von bestimmten Verdachts- oder Gefahrenstufen an vorgesehen werden. Je gewich-
tiger die drohende Schutzgutbeeintrachtigung und je weniger gewichtig der Grundrechtseingriff ist, desto
geringer darf die Wahrscheinlichkeit sein, mit der auf eine drohende oder erfolgte Verletzung des Rechts-
guts geschlossen werden kann, und desto weniger fundiert diirfen gegebenenfalls die Tatsachen sein, die
dem Verdacht zugrunde liegen. Doch selbst bei héchstem Gewicht der drohenden Rechtsgutbeeintrachti-
gung kann auf das Erfordernis einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit nicht verzichtet werden. Grund-
rechtseingreifende Ermittlungen ,ins Blaue hinein“ ldsst die Verfassung nicht zu (BVerfG, NJW 2008, 1505,
Rn. 169).

Genau dies aber erlaubte die bisherige Regelung. lhr fehlten die tatbestandlichen Eingrenzungen durch
Eingriffschwellen, die erst die VerhdltnismaRigkeit der MaRnahmen sicherstellen. Aufgrund ihrer unbe-
stimmten Weite ermdglichte sie anlasslos sogar eine rdumlich breit verteilte wiederholte automatisierte
Uberwachung bestimmter Personen. ,Eine automatisierte Kennzeichenerfassung, die unterschiedslos jeden
nur deshalb trifft, weil er mit einem Fahrzeug eine ohne besonderen Anlass oder gar dauerhaft einge-
richtete Stelle zur automatisierten Erfassung von Kraftfahrzeugkennzeichen passiert, vermittelt ... den
Eindruck stiandiger Kontrolle. Das sich einstellende Gefiihl des Uberwachtwerdens kann zu Einschiichte-
rungseffekten und in der Folge zu Beeintrachtigungen bei der Ausiibung von Grundrechten fiihren.
Hierdurch sind nicht nur die individuellen Entfaltungschancen des Einzelnen betroffen, sondern auch das
Gemeinwohl, weil die Selbstbestimmung eine elementare Funktionsbedingung eines auf Handlungs- und
Mitwirkungsfahigkeit seiner Biirger gegriindeten freiheitlichen demokratischen Gemeinwesens ist.“ (BVerfG,
NJW 2008, 1505, Rn. 173)

2. Die Neufassung im Gesetzentwurf

Bezogen auf den Entwurf steht dem Land die Gesetzgebungskompetenz zu. Das Land ist nur fir die Rege-
lung der Gefahrenabwehr und der Straftatenverhiitung zustandig, nicht aber fiir die Strafverfolgung und die
Strafverfolgungsvorsorge. Der Entwurf beschrankt die Kraftfahrzeugkennzeichenerfassung jedoch auf die
Gefahrenabwehr und die Straftatenverhiitung und bleibt damit im Bereich der Landeskompetenz.

Der Gesetzentwurf orientiert sich an der Regelung des § 36a Polizeigesetz Brandenburg. Diese bietet eine
verfassungsgemale Regelung (BVerfG, NJW 2008, 1505, Rn. 183), die eine ausfiihrliche, aber enge Ermach-
tigung zum Einsatz der Kennzeichenerfassung enthalt (S. ausfuhrlich RoRnagel, Kennzeichenscanning -
Verfassungsrechtliche Bewertung der verdachtslosen automatisierten Erfassung von Kraftfahrzeugkenn-
zeichen, ADAC, Miinchen Januar 2008, S. 38 ff., 69f.)

2.1 Eingriffsvoraussetzungen

Fur die Erhebung der Daten der Kraftfahrzeugkennzeichen nennt der Entwurf Anlass und Ermittlungszweck.
Er lasst die Erhebung nur unter drei engen Voraussetzungen zu und verhindert so, dass die Uberwachung
des StraRenverkehrs durch Kraftfahrzeugkennzeichenerfassung zu einer jederzeit und tberall einsetzbaren
StandardmaRnahme wird.
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Er begrenzt den Erhebungszweck auf eine gegenwartige Gefahr oder eine unmittelbar bevorstehende
Straftat.

Er begrenzt den Anlass in unterschiedlicher Weise. In Nr. 2 begrenzt er die Mdglichkeit der Kraftfahrzeug-
kennzeichenerfassung auf bestimmte und eng begrenzte Situationen. In Nr. 3 begrenzt er den Anlass auf
den seltenen Fall, dass eine Person oder ein Fahrzeug nach § 17 ausgeschrieben wurde. In Nr. 1 wird zwar
kein Anlass genannt. Allerdings ist der Zweck so auRerordentlich und dringend (gegenwartige Gefahr fiir
Leib oder Leben einer Person) und zugleich ausreichend bestimmt, dass auch diese Regelung der verfas-
sungsrechtlichen Abwdgung zwischen Eingriffstiefe und Eingriffszweck geniigen kann.

Insgesamt stellt die enge tatbestandliche Regelung der Eingriffsvoraussetzungen eine verhaltnismaRige
Losung dar (s. hierzu ndaher RoRnagel, a.a.O, S. 69f.).

2.2 Verwendungsbedingungen

Der Verwendungszweck der Daten wird durch den Entwurf auf einen Abgleich ,mit den zur Abwehr der
Gefahr nach Satz 1 gespeicherten polizeilichen Daten” beschrankt. Die Zweckbindung des Datenabgleichs
auf die jeweils nach den drei Erhebungsvoraussetzungen abzuwehrende Gefahr ist ausreichend bestimmt
und verhdltnismaRig. Sie verhindert eine Zweckanderung oder Zweckausweitung auf beliebige polizeiliche
Fahndungsinteressen.

2.3 Sicherungen der informationellen Selbstbestimmung

Der Gesetzentwurf enthalt auch vom Bundesverfassungsgericht geforderte Vorkehrungen gegen einen
Missbrauch der Fahndungsmaglichkeiten und gegen eine Verletzung des Grundrechts auf informationelle
Selbstbestimmung.

Zum einen legt der Entwurf fest, dass die Daten offen erhoben werden missen. Dies ist notwendig, weil der
verdeckte Einsatz der KontrollmaRnahme nicht zum Rechtsguterschutz erforderlich ist und faktisch ,der
freien, fur den Blrger nicht vorhersehbaren Entscheidung der Exekutive Gberlassen” wdre. Aufgrund der
offenen Datenerhebung kann der Biirger den Eingriff in sein Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung wahrnehmen und auf seine RechtmaRigkeit hin tGberprifen (s. auch RoRnagel, Verfassungsrechtliche
Grenzen polizeilicher Kfz-Kennzeichenerfassung, NJW 2008, i.E.).

Zum anderen fordert der Entwurf die sofortige Loschung der Nicht-Treffer-Daten. Diese Regelung ist
ebenfalls fur die VerhaltnismaRigkeit der Fahndungsmalnahme erforderlich, weil die weitere Speicherung
der Daten nicht zur Erfillung der im Erlaubnistatbestand genannten drei Gefahrenabwehraufgaben erfor-
derlich ware.

Zum dritten verbietet der Entwurf die Erstellung von Bewegungsprofilen. Damit stellt er eine normative
Hirde fir einen zu beflirchtenden Missbrauch der erhobenen Daten auf, den die bisherige Regelung erlaubt
hatte. Langerfristige und weitrdumige Erfassungen ermdglichen Bewegungsprofile der Verkehrsteilnehmer
und damit Eingriffe mit verhaltenssteuernder Wirkung von erheblichem Gewicht (s. hierzu BVerfG, NJW
2008, 1505, Rn. 92, 73f., 86, 90, 138, 142).

Das Gleiche gilt fur die vierte SchutzmaRnahme. Der Entwurf verbietet auch einen flaichendeckenden
stationaren Einsatz des Fahndungsmittels. Auch dieses ware eine unverhidltnismaRige Form der Datener-
hebung, die eine Erlaubnisnorm positiv verhindern muss.
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3. Ergebnis

Der Gesetzentwurf enthdlt eine verfassungskonforme Regelung der Kraftfahrzeugkennzeicheniberwa-
chung. Fir diese auf Gefahrenabwehr beschrankte Regelung hat das Land die Gesetzgebungskompetenz.
Die auf wenige Anldsse und einen engen Zweck begrenzte Erlaubnisnorm ist ausreichend bestimmt. Sie
enthdlt klare Eingriffsschwellen, die dem Eingriffszweck gerecht werden. Durch die notwendigen und un-
verzichtbaren Schutzvorkehrungen ist die Regelung insgesamt auch verhaltnismaRig.

gez. RoRnagel
(Prof. Dr. A. RoRnagel)
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Sbnke Hilbrans,
Rechtsanwalt und Fachanwalt fiir Strafrecht,
Betrlin

Stellungnahme

Schriftliche Anhérung im Innenausschuss des Hessischen Landtags zum
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP fiir ein Zehntes Gesetz zur Anderung des
Hessisohen-Geseftzes- liber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG)

- Drucks. 17/133 ~

I. Einleitung

Der Entwurf fUr ein Zehntes Gesetz zur Anderung des Hessischen Gesetzes Uber die
offentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG), Drucks. 17/133, strebt die Anpassung des
geltenden Rechis an die von dem Bundesverfassungsgericht in dem Beschluss vom
04.04.2006 — 1 BvR 518/02 (Rasterfahndung) - und dem Urteil vom 11.03.2008 — 1 BvR
2074/05 u. a. (automatische Kennzeichenerfassung) ausgebreiteten verfassungsrechtlichen
Maf3gaben an. Er greift ferner den Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung in
Aniehnung an das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 03.03.2004 - 1 BvR 2378/89
(»groBer Lauschangriff“) mit dem Ziel seiner Verbesserung auf.

Die nachfolgende Stellungnahme geht der Fragestellung nach, ob diese Anpassungen mit
dem Gesetzentwurf zureichend gelingen kénnen und benennt weitere Beispiele fiir
Anpassungsbedarf vor dem Hintergrund der jiingeren Entwicklung in der Rechtssprechung
des Bundesverfassungsgerichis.

Zu dem vorgelegten Gesetzentwurf ist zundchst grundsatziich festzuhalten, dass dieser die
aufgegriffenen Datenerhebungsbefughisse grundséatzlich in die richtige Richtung
fortentwickelt und so zu einer Annédherung des Hessischen Polizeirechts an die Vorgaben
des Grundgesetzes fluhren wiirde. Allerdings unterstellt der vorgelegte Gesetzentwurf alle
angesprochenen MaBnahmen als grundsétzlich (auch) zur Gefahrenabwehr geeignet und
erforderlich. Wie das Recht anderer Bundeslander ebenso wie die Praxis des Einsatzes
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dieser durchweg eingriffsintensiven polizeilichen instrumente zeigt, bestehen bereits an der

Notwendigkeit ihrer Vorhaltung durch gesetzliche Befugnis allerdings Zweifel.

ll. Verfassungsrechtliche MaBistibe

Der vorgelegte Gesetzentwurf entnimmt — richtigerweise — jlingeren Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts aktuellen Reformbedarf fiir das Hessische Polizeirecht. Anders
als die Entwurfsbegrindung meint, sind es aber nicht etwa nunmehr erst vorliegende
Erkenninisse aus der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts, welche eine
Anpassung des Landesrechts erzwingen. Vielmehr hat der Hessische Gesetzgeber in der
Vergangenheit, teilweise in Reaktion auf aktuelle Ereignisse, bewusst einen hohen Stand an
polizeilichen Eingriffsbefugnissen angestrebt’. Die verfassungsrechtlichen Risiken dieses
Unterfangens  kbnnen, ebenso wie die kritische Haltung des Hessischen
Datenschutzbeauftragten, schon in den seinerzeitigen Gesetzgebungsverfahren nicht
unerkannt geblieben sein.

Eine verfassungsrechti'icha Betrachtung darf mit dem Vergleich verfassungsgerichtlicher
Feststellungen zu hessischen und anderen Sicherheitsgesstzen nicht stehen bleiben. Das
Bundesverfassungsgericht greift erst dann korrigierend ein, wenn der Gesetzgeber das
verfassungsrechtlich ertrégliche Maf3 Gberschreitet und sich das Gesetzesrecht oder seine
Anwendung als verfassungsrechtlich uneriraglich erweisen. Aber nicht nur alles, was von
dem Bundesverfassungsgericht fir verfassungswidrig erklart wird, ist zu unterlassen. Der
Gesetzgeber steht vielmehr auch vor dem Auftrag, angeleitet durch die
verfassungsrechtliche Werteordnung und insbesondere die Grundrechie, einen freiheitlichen
Rechtsstaat zu schaffen (Art. 1 Abs. 1 und 2, 20 Abs. 1 bis 3 GG). Dieser
Verfassungsaufirag wirde verfehlt, wenn es der Gesetzgeber dabei beliefe, ein Polizeiracht
zu  schaffen, dessen Einzelvorschriften jeweils gerade noch nicht von dem
Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig kassiert werden missten. Ein Polizeirecht,
das in seiner Gesamtheit die Grenzen des Verfassungswidrigen auslotet, ist nicht mehr das
Polizeirecht eines freiheitlichen Rechisstaates.

Die von dem vorgelegten Gesetzentwurf angesprochenen Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts  dokumentieren zudem, dass der Gesetzgeber in der
Vergangenheit sein zweifelsfrei gegebenes Ermessen bei der Ausgestaltung des

Polizeirechts mehrfach Uberschritien hat und die Blrgerinnen und Birger im Lande Hessen

"vgl. Gesetzesbegriindungen Drucks. 15/3755, 8. 3 und 16/2352, S. 1 .
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teilweise Uber Jahre mit einem verfassungswidrigen Zustand leben mussten. Es ist daher in
der Sicherheitsgesetzgebung Zurlickhaltung geboten.

Die von dem vorgelegten Gesetzentwurf thematisierten MaBnahmen haben nicht etwa den
physischen Zugriff auf Freiheitssphidren des Blrgers zum Gegenstand, sondern
informationseingriffe. Auch und gerade fur diese gilf, dass schon die rechtliche Méglichkeit,
dass das Verhalten des Einzelnen von staatlicher Seite erfasst, registriert und fir einen
langeren Zeitraum gespeichert werden kann, die mit einer freiheitlichen Staats- und
Gesellschaftsordnung nicht zu vereinbarende Gefahr birgt, dass ein Klima der
Verunsicherung und des Uberwachungsgefithis entsteht und der Einzelne sein Verhalten an
- und sei es nur vermutete — staatliche Verhaltensanforderungen vorauseilend anpasst. Eine
Sicherheitsgesetzgebung, welche dem Birger nicht die  Sicherheit gibt, wvor
Informationseingriffen bei gesetzestreuem Verhalten und grundrechtlich geschiitztem
Freiheitsgebrauch verschont zu bleiben, gefahrdet mithin das Gemeinwoht®.

Flr die Sicherheitsgesetzgebung bedeutet dies: Nicht alles, was noch nicht durch die
Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts verworfen oder sonst offenkundig
verfassungswidrig ist, ist auch im Sinne der Verfassung. Im Sinne der Verfassung ist
vielmehr eine Gesetzgebung, welche die Freiheit der Blirgerinnen und Blrger groBtméglich
schont und sie nur in sachlich unabweisbaren Féllen Eingriffen aussetzt. Auf die
Notwendigkeit empirisch gesicherter Entscheidungsgrundlagen ist dabei fir das
Gefahrenabwehrrecht besonders hinzuweisen. Denn anders als im Strafverfahren kann die
polizeiliche Gefahrenabwehr nicht erwarten, dass ihr das Ergebnis in Gestalt eines
rechiskréaftigen Urteils Recht geben wird. Vielmehr ist die polizeiliche Gefahrenabwehr von
vorneherein auf Prognosen angewiesen, deren Richtigkeit sie oft genug nicht im Nachhinein
weder feststellen noch beweisen wird koénnen. Denn erfolgreiche Gefahrenabwehr und
unnotige polizeiliche MaBnahmen haben gemeinsam, dass die angenommene Gefahr
gerade nicht eintritt. Nicht ohne Grund ist daher die konkrete Gefahr die typische, auch unter
verfassungsrechtlichem Blickwinkel unverfligbare Eingriffsschwelle des Polizeirechts®.

% st. RSpr., s. zuletzt etwa BVeriG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 173,
® vgl. etwa BVeriG, B.v, 27.7.2005 — 1 BvR 668/04, Rz. 120; B.v. 04.04.2006 - 1 BvR 512/02, Rz. 141.
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ll. Zu den einzeinen Regelungen des vorgelegten Gesetzentwurfs

1. Automatische Kennzeichenerfassung, § 14 Abs. 5 HSOG-neu

Die automatisierte Kénnzeichenerfassung wurde in Hessen erstmals mit dem Gesetz vom 15.
Dezember 2004 (GVBL | 8. 444) eingefiihrt. Die MaBnahme ist wegen ihrer groBen
Streubreite “ und des Umstandes, dass diese unterschiedslos alle Autofahrerinnen und
Autofahrer erfasst, von dem Bundesverfassungsgericht an sehr enge Grenzen gebunden
worden®.

a) Praxis und Kritik der automatischen Kennzeichenerfaésursg zur Gefahrenabwehr

Die automatische - Kennzeichenerfassung ist ‘ungeachtet ihrer verfassungsrechtlichen
Grenzen auch im Hinblick auf ihre Effektivitdt zur Gefahrenabwehr zweifelhaft. In dem
Verfassungsbeschwerdeverfahren hat sich auch die Landesregierung zwar mit der
Alftraktivitat der automatisierten Kennzeichenerfassung, nicht aber mit einem dokumentierten
relevanten Nutzen verteidigt. Dass die Bundeslénder Schieswig-Holstein und Bremen unter
dem Eindruck der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 27.02.2008 nunmehr
auf dieses Instrument génzlich verzichten, zeigt, dass auch unter Fachleuten keineswegs
Konsens darlber besteht, dass die automatische Kennzeichenerfassung tiberhaupt ein fir
die Gefahrenabwehr taugliches Mittel ist®, auf welches nicht auch verzichtet werden kdnnte.

Die von dem Bundesverfassungsgericht aufgezeigten verfassungsrechtlichen Anforderungen,
welche sich im Sinne einer freiheitlichen Rechtsordnung nur als Minimalforderungen
darstellen, lassen dem Gesetzgeber fir dieses Instrument nur einen eng begrenzten
Regelungsspiefraum. In der Sache mag die automatische Kennzeichenerfassung
verfassungskonform regelbar sein, verliert unter diesen Bedingungen aber — wie auch andere
eingriffsintensive Maf3nahmen - ihren praktischen Wert.

* Angaben zum Umfang der Kennzeichenerfagsung im Jahre 2007 und zum Umfang der
abgeglichenen Datenbestdnde aus dem INPOL BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz.37if
(Hessen), Rz. 46ff (Schleswig- Holstein). Krit. zur Praxis der Ausschreibung zur polizeilichen
Beobachtung etwa Hess. LfD, 35, TB (2006), 3.1.2.;LfD Bawi, 27. TB (2006), 2. Teil, Abschnitt 1.1.
und 28. TB (2007).

®BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05,

 Als .perlichtigt und stindig Gberschaizt® bewertet etwa der Bericht zum Kontroii- und
Informationsbesuch am 01.06.2007 des LfD M-V vom 11.06.2007 den Einsatz eines automatisierten
Kennzeichenlesesystems anlasslich des G8- Gipfels in Heiligendamm 2007. Unter den (iber 1.000 in
der INPOL- Verbunddatei ,Gewalttater links und einer Landesdatei enthaltenen Kennzeichen gab es
rwar vier Treffer, aber keine ginzige polizeiliche AnschlussmaBnahme.
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b} Zum Entwurf eines § 14 Abs. 5 HSOG-neu

aa) Bestimmtheit

Die Entwurfsfassung erweist sich als ungenau und setzt sich damit dem Einwand der

Unbestimmtheit aus,

So verzichtet § 14 Abs. 5 HSOG-neu auf einen Katalog von zu erhebenden Daten. Die
Vorschrift spricht als zu erhebende Daten nur die Kennzeichen von Fahrzeugen an (§ 14
Abs. 5 8. 1 HSOG-neu), jedoch lassen § 14 Abs, 5 8. 3 und 5 HSOG-neu erkennen, dass
Treffer nach § 14 Abs. 5 S. 3 HSOG-neu ein dber das erhobene Kennzeichen
hinausgehendes Ubermittiungs- und Auswertungsprogramm erméglichen sollen. Dass
weitere Daten — Zeit, Ort und Fahrtrichtung des Antreffens — systembedingt ebenfalis
erhoben werden, liegt auf der Hand und setzt der Entwurf, wie § 14 Abs. 5 8. 5 HSOG-neu
(»zusammen mit den gewonnenen Erkenntnissen®) zeigt, auch voraus. Die in Hessen
vorhandene Technik ist ferner in der Lage, automatisch Lichtbilder von Fahrzeugen
anzufertigen und zur Speicherung anzubieten’, ochne dass es weiterer MaBnahmen wie etwa
einer gezielten Kontrolle bedarf, Das komplexe Voraussetzungsprogramm des § 15 Abs. 2
HSOG fir die Erhebung von Bilddaten ist mit § 14 Abs. 5 HSOG-neu nicht synchronisiert und
lasst besorgen, dass die Anfertigung von Lichtbildern beim Antreffen von ausgeschriebenen
Fahrzeugen nicht in Ubereinstimmung mit dem geltenden Recht erfolgen wird, zumal die
Bedienungsmannschaft regelméaBig nicht Gber die erforderlichen Hintergrundinformationen

verfligen wird.

Angesichts der Vielzahl verschiedener Erhebungszwecke nach § 14 Abs. 5 8. 1 HSOG-neu
ist das Schweigen des Gesetzes zu dem Erhebungsprogramm der automatisierten
Kennzeichenerfassung weiterhin  als VerstoB gegen das Bestimmtheitsgebot zu

bewerten®.

Ebenso erweist sich ein Verbot des flachendeckenden stationdren Einsatzes (§ 14 Abs. 5 S.
7 HSOG-neu) als nicht ausreichend konkrete Beschrankung, um eine verfassungswidrige

Totalerfassung zu vermeiden.

" BVerfG, U.v. 11.3.2008 - 1 BvR 2074/05, Rz. 37, 158,

® Vgl U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz, 161. Eine Ausschreibung von Kennzeichenteilen,
mithin die Erfassung einer Vielzahl von Betroffenen und entsprechend aufwéndige
Anschlussmaf3nahmen, ist enigegen verfassungsgerichtlichem Hinweis (BVerlG, U.v.
11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 176) ebenfalls nicht ausgeschlossen.
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bb) VerhaitnisméBigkeit
Die Eingriffsintensitdt der automatisierten Kennzeichenerfassung ist, wie das
Bundesverfassungsgericht hervorgehoben hat®, erheblich. Dies ist durch gesetzliche
Kosmetik nicht zu &ndern. So kann der Entwurf nicht dariber hinwegtéuschen, dass die
automatische Kennzeichenerfassung angesichts der praktischen Durchftihrung der
MaBnahme nur scheinbar offen (§ 14 Abs. 5 S. 1 HSOG-neu) erfolgt. Tatsachlich bleibt der
Einsatz regelméafig von den Betroffenen unbemerkt™. Die Betroffenen haben in der Praxis
mithin auch in Zukunft keine Wahl, ob sie sich der MaBnahme unterziehen oder nicht. Der
Entwurfsbegrindung kann nicht entnommen werden, dass insoweit eine Anderung
gewlnscht ist und wie sie technisch zu realisieren wére. Die MaBnahme wiirde dadurch auch
sinnlos werden. Die Gefihrdungslage fir das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
bleibt daher mit einem heimlichen Informationseingriff vergleichbar'",

Zentrale Weichenstellung for die Beurteilung der Eingriffstiefe unter
VerhalinismaBigkeitsaspekten ist, ob die MaBnahme dem Zugriff auf einen erkannten Stérer
oder der Gewinnung von Daten Uber das Verhalten der Betroffenen im Sinne einer
technikgestltzten Observation dient™. insoweit bestehen gegen § 14 Abs. 5 S. 1 Nr. 1
HSOG-neu keine  verfassungsrechtlichen Bedenken. Bei den weiteren
-Tatbestandsalternativen (Nr. 2 und 3) erscheinen im Falle der Wiedereinfihrung des

Instruments Korrekturen angebracht.

aaa) Der vorgeschlagene § 14 Abs. 5 HSOG-neu ist nicht etwa deshalb {iber jeden Zweifel
erhaben, weil er an § 36a des Brandenburgischen Polizeigesetzes (BbgPolG) angelehnt ist.
Zwar kdnnen weit gefasste Verwendungszwecke dann zuldssig sein, wenn sie mit engen
Eingriffsvoraussetzungen verbunden sind™. Mehr als ein Regelungsmodell ist damit aber

nicht vorgeschlagen.

Bei naherer Betrachtung besteht auch kein Anlass, die brandenburgischen Regelungen
ungeprlft zu Obernehmen und, wie es der vorgelegte Entwurf teilweise unternimmt,
aufzuweichen. So stelit das Brandenburgische Polizeigesetz an die MaBnahme vielfach
strenge Anforderungen: § 36a Abs. 1 Nr. 2. V. m. § 12 Abs. 1 Nr. 2 lit.a) BbgPolG setzt
etwa, anders als §§ 14 Abs. 5 8. 1 Nr. 2 i.V.m. 18 Abs. 2 Nr. 1 HSOG-neu, als
Verdachtsgrundlage Tatsachen (nicht nur: tatsachliche Anhaltspunkte) voraus und richtet sich
gegen Straftaten von erhebiicher Bedeutung (nicht nur jedewede Straftaten). Ebenso geht die

s BVen‘G U.v. 11.3.2008 - 1 BvR 2074/05, Rz. 78.
vgi zurTeChmk BVerfG, U.v. 11.3.2008 - 1 BvR 2074/05, Rz. 57.
vgi BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 57, 79, 89.
“BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 86 f, 90 f.

'® BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz.183.
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Erhebung an Orten, an denen Prostitution ausgelbt wird (§ 18 Abs. 2 Nr. 1 Jit. b) HSOG),
Uber das brandenburgische Vorbild hinaus, welche diesen Kontrollanlass nicht kennt. Auch
Kontrollstellen nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 BbgPolG sind im Hinblick auf die zu bekampfenden
Straftaten an gegenlber § 18 Abs. 2 Nr. 5 HSOG engere Voraussetzungen geknipft.

bbb) § 14 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 HSOG-neu, welcher gegeniiber der Tatbestandsvariante der

- Abwehr einer gegenwértigen Gefahr fir Leib oder Leben einer Person (Nr. 1) keine Gefahr
flr bestimmte, hochrangige Rechtsgliter voraussetzt, wird durch den Verweis auf § 18 Abs. 2
Nr. 1, 3 und 5 HSOG nicht hinreichend eingehegt. Denn das Kriterium der gegenwdrtigen
Gefahr kann nicht darliber hinwegtduschen, dass der Entwurf insbesondere in den Fallen
nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 HSOG kein geseizliches MindestmaB fiir den Rang etwa
bedrohter Rechtsgliter beschreibt. Gleiches gilt in der Sache fiir § 18 Abs. 2 Nr. 3 HSOG,
welcher ebenfalls bereits den unverfanglichen Aufenthatt an einem Ort ausreichen lasst und
auch auf geringfligige Straftaten (zu denken wére etwa an Sachbéschédigung durch Graffiti)
Anwendung finden kann. Nicht einleuchten vermag ebenfails; wieso die Verhltung von
Straftaten nach § 27 VersammiG (§ 18 Abs. 2 Nr. 5 HSOG), welche sich in der Praxis in der
Regel als Bagatellstraftaten darstellen, die MaBnahme rechtfertigen sollen. Gerade die
Erhebung von Daten im Vorfeld von Versammiungen ist geeignet, von dem grundrechtlichen
Freiheitsgebrauch abzuschrecken™.

Die Vorschrift erweist sich auch praktisch als kaum anwendbar: In der Sache zielt § 14 Abs. 5
S. 1t Nr. 2 HSOG-neu offenbar darauf, an bestimmten Orten bzw. zu bestimmien
Gelegenheiten bereits bekannte potentielle Storer einer Kontrolle oder sonstigem Zugriff
unterziehen zu kénnen. Denn eine gegenwértige Gefahr (§ 14 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 HSOG-neu)
setzt voraus, dass mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststeht, dass von den
nach der Vorschrift betroffenen Personen auch tatsichlich Gefahren ausgehen werden’®.
Eine Datenerhebung zur anschlieBenden, regelmafig nur auf anderer Rechtsgrundlage (etwa
§§ 36 f HSOG) mdglichen gezielten Ermitiiung (,Klarung des Sachverhalts®, § 14 Abs. 5 8. 3
HSOG-neu) ist zur Abwehr einer bereits als gegenwiértig erkannten Gefahr aber nicht mehr
zielflhrend.

Solite der Zweck der Entwurfsfassung, unter Verzicht auf die Sammlung von informationen
tiber potentielle Storer'® im Rechtssinne gegenwartige Gefahren durch Kontrolie oder Zugriff

" BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 88.
1 Vgt. zur Auslegung des Begriffs ,gegenwiértige Gefahr® OLG Frankfurt/ Main, B.v. 21.2.2002 - 20 W
55/05.

*®In diesem Sinne ist woh der Hinweis auf § 25 Abs. 1 S. 3 HSOG in der Begriindung zur
nichtigen Fassung in Drucks 16/2352 zu verstehen. Zur Problematik von Bewegungsprofilen
vgl. BVerfG, U.v. 11.3.2008 ~ 1 BVR 2074/05, Rz. 92.
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auf erkannte Stdrer abzuwehren, weiter verfolgt werden, ist dieser Verwendungszweck der

erhobenen Daten von dem Gesetz klar zu benennen’”,
cee) Nicht zu Uberzeugen vermag auch § 14 Abs. 5 S. 1 Nr. 3 HSOG-neu.

Die  Vorschrift erlaubt ausdriicklich auch die polizeiliche Beobachitung mittels
automatisierter Kennzeichenerfassung (§ 14 Abs. 5 S. 4 HSOG-neu).

Es ist zundchst zu begriBen, dass mit dem unmittelbaren Verweis auf § 17 HSOG der
polizeiliche Beobachtung auf anderer Rechisgrundlage — etwa §§ 163e StPO, 20i BKAG-E
oder Art. 99 SDU - das Instrument der automatisierten Kennzeichenerfassung nicht
zuganglich ist. Dies sollte gesetzlich allerdings ausdriicklich klargesteilt werden. Da die
Hessische Polizei bei auswartigen Fahndungen und Ausschreibungen auch nicht tber die zur
Beurteilung der weiteren Voraussetzungen von § 14 Abs. 5 8. 1 Nr. 3 HSOG-neu
erforderliche Kenntnisse verfligen kann, vermeidet der Ausschluss auswértiger Fahndungen
die Fortsetzung von Rechtsanwendungsfehlern dritter Stellen und sonstigen Abweichungen
zum hessischen Landesrecht zu Lasten der Blrgerinnen und Blrger in Hessen. Auch als
ausschreibende Stellen nach § 17 HSOG, § 14 Abs. 5 3. 5 HS0G-neu kommen daher nur

solche in Hessen in Betracht,

Das Gesetz steht hinsichtlich beobachtender Kennzeichenerfassung sinngemaB vor der
Aufgabe, zu sichern, ,dass die Aufnahme in den Fahndungsbestand nur aufgrund eines
gesetzlich umschriebenen Anlasses erfolgt, der  zugleich automatisierte
Informationserhebungen und —verwendungen rechtfertigen kénnte®, um eine zu unbestimmte
Zweckbestimmung der Erhebung zu vermeiden'®, Zwar vermeidst die Entwurfsfassung den
verfassungswidrigen™ Totalverzicht auf eine Zweckbestimmung des Datenabgleichs (§ 14
Abs. 5 8. 1 HSOG - alt). Ebenso wie § 18 Abs. 2 HSOG st6Bt jedoch auch der von § 14 Abs.
5 S. 1 Nr. 3 HSOG-neu in Bezug genommene § 17 HSOG in der geltenden Fassung auf
Bedenken. So ist die Prognose nach § 17 Abs. 2 Nr. 1 HSOG ungeachtet ihres auf den
ersten Blick viel versprechenden Wortlautes rechtsstaatlich nicht hinreichend eingehegt.
Empirische Daten ber Wiederholungstéter sind ebenso wenig bekannt wie eine Evaluation
der bereits erfolgten Beobachtungen nach § 17 Abs. 2 Nr. 1 HSOG.

Die eingriffsintensive Maf3nahme wird andererseits an einen grundsétzlich angemessenen

Zweck gebunden: Durch die Beschrénkung der Mafnahme auf Félle, in denen bestimmte

'"'S. demgegeniiber BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 175.
'® BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 99.
¥ BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 100 ff



Ausschussvorlage INA 17/3 241 Teil 4 - Nr. 21

RA Hilbrans, Berlin ) g
Stellungnahme zum Entwurf eines 10. AG zum HSOG, Drucks. 17/133

Straftaten unmittelbar bevorstehen, wird eine weitere Steigerung des zeitlichen Elements der
-gegenwartigen Gefahr” erreicht. Die angestrebte technische Beobachtung von
Bewegungsverhalten (§ 14 Abs. 5 S. 1 Nr. 3 HSOG-neu) kann sich damit nur dann als
zuléssig erweisen, wenn der unmittelbare Zugriff auf potentielle Straftater erfolgen soll, mithin
an der Grenze zur Strafverfolgung. Das Gesetz sollte, wenn der Gesetzgeber die MaBnahme
mit den so verstandenen engen Voraussetzungen (berhaupt wieder einflihren will, den
Zweck der Kennzeichenerfassung klar bezeichnen und es auch insoweit nicht bei der
Beschreibung von AnschiussmafBnahmen (§ 14 Abs. 5 S. 2 — 4 HSOG-neu) belassen.

ddd) § 14 Abs. 5 S. 7 HSOG-neu {Verbot des ,fiachendeckenden® stationéren Einsatzes),
offenbar in Anlehnung an Erwagungen des Bundesverfassungsgerichts®™ vorgeschlagen,
steht nicht einmal der quantitativ totalen Uberwachung durch den mobilen Einsatz von
Kennzeichenlesegeraten entgegen und tragt zur Begrenzung der polizeilichen Befugnisse nur
marginal be®’. In der Sache kénnen jenseits gesetzlich bestimmier Orte (§ 14 Abs. 5 S. 1 Nr.
2 HSOG-neu i.V.m. § 18 Abs. 2 HSOG) allenfalls stichprobenartige Erhebungen zuldssig

sein®.

Einem Hinweis des Bundesverfassungsgerichts entsprechend empfiehit es sich ferner, die
MaBnahme auf &ffentliche StraBen und Platze zu beschranken®.

cc) Verfahrensrechtliche Sicherungen
Dem Entwurf mangelt es an jeglicher verfahrensrechtlicher Sicherung, soweit diese sich
nicht aus § 14 Abs. 5 S. 1 Nr, 3 HSOG-neu i.V.m. § 17 Abs. 4 ff HSOG ergeben.

Die von dem Bundesverfassungsgericht angemahnte konkrete Zweckbestimmung der
Kennzeicheneriassung * bedarf einer verfahrensrechtlichen Absicherung und klaren
Dokumentation. Denn gerade weil der Entwurf in flir den Masseneinsatz praxisrelevanten
Varianten (§ 14 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 und 3 HSOG-neu) auf die Bestimmung einer
Mindesteingriffsschwelle im Hinblick auf das Gewicht etwa bedrohter Rechtsgiter verzichtet,
setzt er sich dem Einwand aus, unverhaltnismaBige Erhebungen zu erméglichen, wenn nicht
das Vorliegen einer gegenwartigen Gefahr bzw. des unmittelbaren Bevorstehens relevanter
Straftaten effektiv kontrolliert wird. Insbesondere eine regelméBige zeitnahe Kontrolle der
Erforderlichkeit der Kennzeichenerfassung in allen Zuldssigkeitsvarianten ist daher

BVen‘G U.v. 11.3.2008 — 1 BVR 2074/05, Rz. 172.
Vgl demgegeniber BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 146, 171.
2 BVerfG, U.v. 11.8.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 174 .

% BVerfG, U.v. 11.3.2008 — 1 BvR 2074/05, Rz. 172.

 BVeriG, U. v. 27.02.2008, Rz, 99.
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vorzusehen. Diese ist verfahrensrechtlich abzusichern®, etwa durch kurz zu bemessende
Regelprifungsfristen und einen Richtervorbehalt bei langerfristiger Ausschreibung im
Kennzeichenerfassungssystem. Angesichts des qualifizierten gefahrenabwehrrechtlichen
Charakters der Maf3nahme ist auch in Fallen des § 14 Abs. 5 S. 1 Nr. 3 HSOG-neu der nur
kurzfristiger Einsatz der automatisierten Kennzeichenerfassung gesetzliches Programm. Fir
die angemessene Kontrolldichte erscheint daher die Jahresfrist nach § 17 Abs. 5 HSOG als

erheblich zu lange bemessen sein,

c) Fazit

Der Verzicht auf die Wiedereinfithrung des automatisierten Kennzeichenerfassung ist,
ebenso wie in Schieswig- Holstein, die nahe liegende Konsequenz aus der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts, Nimmt man die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, die
automatische Kennzeichenerfassung auf schwerwiegende Sachverhalte im Sinne der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 27.02.2008 zu beschranken, kann es der
Gesetzgeber allein bei § 14 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 HSOG-neu belassen und sollte fir den Fall,
dass der Gefahrenabwehrzweck trotz gegenwartiger Gefahr nicht kurzfristig erreicht werden,

die zeitnahe Kontrolle durch ein Gericht vorsehen.

? Auch die Dauer von Ausschreibungen zur polizeilichen Beobachtung erweist sich trotz jeweils
vergieichbarer Rechtsgrundlagen uneinheitlich, vgl. etwa Hess. LD, 35. TB (2006), 3.1.2.1. und LfD
BaWii, 27. TB (2008), 2. Teil, Abschnitt 1.1.3. Krit. auch LID Bawai, 28. TB (2007).
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2. Wohnraumiiberwachung (§ 15 Abs. 4 HSOG-neu)

Die Entwurfsfassung des § 15 Abs. 4 HSOG-neu zielt richtigerweise auf eine gegentber der
geltenden Fassung aufgewertete Verbesserung des Kernbereichsschutzes. Sie begegnet,
wie auch das geltende Recht, allerdings weiterhin durchgreifenden Bedenken.

a) Praxis und Kritik der polizeirechtiichen Wohnraumiiberwachung.

Wie das Bundesverfassungsgericht  herausgestelit hat, ist unter  den
informationserhebungseingriffen die Wohnraumiberwachung an Eingriffsintensitat kaum zu
tibertreffen®. Entsprechend hoch sind die unter dem Eindruck der Menschenwiirde und des
Schutzes der Wohnung (Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 13 Abs. 1, 3 GG) zu stellenden Forderungen
an die Wohnraumuiberwachung. Ein freiheitliches Polizeirecht sollte auf dieses offensichtlich
nur flr wenige Extremfélle (iberhaupt angemessen regelbare instrument genereli
verzichten.

Die  Notwenigkeit einer gesetzlichen Befugnis fir die gefahrenabwehrrechtiiche
Wohnraumiberwachung erscheint auch aus tatsichlichen Griinden fraglich: Die ausfihrliche
Untersuchung des Max-Planck-Instituts fir deutsches und internationales Strafrecht aus dem
Jahre 2004 % stellte bereits fest, dass sich die Zahl der akustischen
Wohnraumiberwachungen in strafrechtlichen Ermittiungsverfahren im
Untersuchungszeitraum 1998 — 2003 mit bundesweit 155 in Grenzen hielt und sowohl
Fallzahlen als auch Ertrag auBerhalb der Kapitaldelikte und des Betaubungsmittelstrafrecht
vernachlassigenswert waren®®. Auf praventivpolizeilicher Grundlage iagen die Fallzahlen
noch erheblich darunter; flir Hessen lagen sie im seinerzeitigen Berichtszeitraum bei Null %,
Dies muss niemand wundern, da die kriminaltechnisch kunstgerechte, zudem nach der
verfassungsgerichtlichen Klarung der Anforderungen an ithren Einsatz auch rechtlich auBert
énspruchsvollen Durchitlhrung der Mafnahme nur wenige Einzelfille denkbar erscheint.
Dieser Befund gibt Anlass dazu, zunéchst durch den Hessischen Landtag zu evaluieren,
ob es seit dem Jahr 2003 iiberhaupt Anwendungsbedarf fiir die technische
Wohnraumitherwachung zur Gefahrenabwehr gegeben hat. Sollten Mafinahmen nach §
15 Abs. 4 HSOG weiterhin nicht erforderlich geworden sein, wére dies ein weiterer Grund, die

MaBnahme aus dem Gesetz zu streichen.

** BVeriG, U.v. 3.3.2004 - 1 BvR 2378/98 u.a..

*" Meyer-Wieck, ,Rechtswirklichkeit und Effizienz der akustischen WohnraumGberwachung {,groBer
Lauschangriff) nach § 100c Abs. 1 Nr. 3 StPO, hier zitiert nach der eiektronischen Vorausversion
Oktober 2004, www.mpice.de,

“® Meyer-Wieck, a. a. O., S. 26 ff, 35.

* Meyer-Wieck, a. a. O., S. 38.
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b) Zum Gesetzentwurf

Der Entwurf zielt auf eine Verbesserung des Schutzes des Kernbereichs privater
Lebensgestaltung gegenlber der vorgefundenen, bereits unter dem Findruck des Urieils des
Bundesverfassungsgerichts vom 03.03.2004 - Gesch.Z. 1 BvR 2379/98 u.a.m erlassenen
geltenden Fassung des Gesetzes vom 15. Dezember 2004,

Bei einer Beibehaltung der Wohnraumiberwachung erweist sich der geltende
Rechtszustand als verfassungswidrig, da es an clementaren gesetzlichen
Voraussetzungen fir einen denkbaren verfassungskonformen Einsatz der MaBnahme fehit.
Dieser Zustand hat seinen Grund auch in der seinerzeiligen Rechtsauffassung des
Gesetzgebers: Die seinerzeitige Gesetzesbegriindung ging davon aus, dass ~ anders als bei
der Straiverfolgung — wegen der auf die Abwehr von Gefahren fir Leib und Leben gerichteten
Zielsetzung der Kernbereich privater Lebensgestaltung keinen absoluten Schutz
beanspruchen koénnen, sondern auch in Féallen, in denen eine Kembereichsverletzung
moglich erscheint, gleichwohi die Durchflihrung der MaBnahme auch unter Hinnahme einer
Kernbereichsverletzung  zuldssig sein soll und allein ein  Verwertungsverbot  fiir

kernbereichsrelevante Daten nach § 15 Abs. 4 S. 2 HSOG geniige®'.

Diese Annahme ist falsch. Ein Eingriff in den Kernbereich privater Lebensgestaltung ist als
Verstof3 gegen die Menschenwiirde auch zu Gefahrenabwehrzwecken zwingend zu
vermeiden®, was durch das Verfahrensrecht abzusichern ist®. Ein Informationseingriff in
Wohnungen hatte daflir Sorge zu tragen, dass ausschiieBlich diejenigen Informationen
erhoben werden, welche auch tatséchlich relévant sind, mithin auch nicht in den Kernbereich

privater Lebensgestaltung fallen * .

Von dem dementsprechenden Aufwand an
verfahrensrechtlichen Sicherungen ist der Polizeigesetzgeber nicht etwa freigestellt. Art. 13
Abs. 4 GG ist keine Wertung zu entnehmen, welche eine kernbereichsverletzende
Datenerhebung gleichsam im Wege einer Risikoverteilung zu Lasten potentieller Stérer®
hinnehmbar erscheinen lasst®™. Der Umstand, dass die Zielperson (potentieller) Stérer ist,

andert daran nichts. Verfahrensrechtliche Sicherungen des Kernbereichs stehen auch,

GVBI IS, 444, vgl. Drucks. 16/2325, 8. 17.

Drucks 16/2325, 5. 17.

% BVeriG, U. v. 28.02.2008 — 1 BvR 370/07 u.a., Rz 271 m.w.N..zur nachrichtendienstlichen s0Q.
Oni;ne Durchsuchung.

* BVerfG, U. v. 28.02.2008 - 1 BvR 370/07 u. a., Rz 276; BVerfG, U.v. 27.7.2005 ~ 1 BvR 864/04, Rz.
380 f zur poi;zeirechtiachen Telekommunlkainorzsuberwachung

Vergl nur BVerfG, U.v. 3.3.2004 - 1 BvR 2378/98 u.a., Rz. 149,

% 30 Drucks. 16/2325, S. 17.
* BVerfG U.v. 15.02.2006 - 1 BvR 357/05, Rz. 118 ff: keine Rechisgiiterabwégung zur Legitimation
eines  staatiichen Eingriffs  in  die  Menschenwirde; vgl.  zur  polizeirechtlichen
Telekommunikationstberwachung BVerfG, U.v. 27.7.2005 — 1 BvR 684/04, Rz. 160 f.
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anders als die seinerzeitige Gesetzesbegriindung meinte, nicht der Erhebung von relevanten

Daten entgegen, solange die Kernbereichsverletzung ausgeschlossen werden kann.

aa) Das Kernbereichsproblem: Lésungsansatz des Gesetzentwuris

Der Gesetzentwurf geht das. Problem auf zweierlei Wegen an, namlich durch ein
Erhebungsverbot bei bestimmten Berufsgeheimnistragern (§ 15 Abs. 4 S. 1 HSOG-nheu) und
ein Unterlassungsgebot bei Verdacht zukiinftiger Kernbereichsverletzungen (§ 15 Abs. 4 S. 2
HSOG-neu). Damit zielt der Gesetzentwurf in die richtige Richtung, erreicht jedoch einen
verfassungskonformen Zustand nicht.

Die Entwurfsbegrindung entnimmt dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur s04g.
Online- Durchsuchung durch Verfassungsschutzbehdrden® |, dass der Kernbereichsschutz
von der Erhebungs- in die Auswertungsphase verlagert sei ® . Das tifft in dieser
Verallgemeinerung nicht zu. Vielmehr sind die verfahrensrechtlichen Sicherungen den
Besonderheiten der jeweiligen EingriffsmaBnahmen anzupassen®. Wenn ~ wie bei der
Online- Durchsuchung - zuverlassige Prognosen tiber Ertrag und Kernbereichsgeféahrdungen
praktisch unmadglich sind, bevor die Daten erhoben sind und ihr Kernbereichsbezug bewertet
werden kann, muss nach dieser Rechtsprechung wenigstens bei der Auswertung der Daten
der Kernbereichsschutz sichergestellt sein. Damit ist der Gesetzgeber nicht von der Pflicht
entbunden, die gesetziichen Eingriffsbefugnisse so zu beschreiben, dass die Erhebung
kernbereichsrelevanter Daten méglichst unterbleibt, vor allem wenn sie vorhersehbar ist.
Von diesem Grundsatz sollen Ausnahmen méglich sein, etwa wenn die Vermischung von
sachverhalts- und kernbereichsbezogenen Daten zur Vereitelung der Uberwachung erfoigen
sollte®!. Eine fir moglich gehaltene, gar einkalkulierte Kernbereichsverletzung ist mit dieser
Maxime des Kernbereichsschutz ,soweit wie méglich“*® nicht zu vereinbaren; der absolute
Kernbereichsschutz schon in der Erhebungsphase ist und bleibt das verfassungsrechtliche
Programm jedes Informationseingriffs.

bb}) Ve'rfahrensrechtiiche Sicherungen
Der Entwurf greift mit § 15 Abs. 4 S. 2 HSOG-neu einen wesentlichen Aspekt des

verfahrensrechtlichen Kernbereichsschutzes auf, namlich die vorausschauende Prognose

¥ BVeriG, U. v. 27.02.2008 - 1 BvR 370/07 u.4..

* Drucks. 17/133, 8. 3.

* BVerfG, U. v. 27.02.2008 — 1 BvR 370/07 u.a., Rz. 271, 276.

““BVertG, U.v. 3.3.2004 - 1 BvR 2378/98 u.a., Rz, 139 f.

“ BVerfG, U. v. 27.02.2008 - 1 BvR 370/07 u.a, Rn 281 unter Hinweis auf die Entscheidung v.
27.7.2005 — 1 BvR 668/04, zum niederséichsischen Polizeigesetz

“BVerfG, U.v. 3.3.2004 - 1 BvR 2378/98 u.a., Rz. 139 if; BVeriG, U. v. 27.02.2008 — 1 BvR 370/07
u.a., Rn 281
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tber den Inhalt der zu erhebenden Daten anhand der bereits bekannten Umstande™. Gegen
die gesetzliche Anordnung des Abbruchs der bereits laufenden Erhebung ist nichts zu

grinnern.

Das Gesetz hat, falls der Gesetzgeber die Wohnraum(iberwachung nicht ganzliche abschafft,
allerdings auch und gerade ein Sicherungsprogramm fiir die Anordnungsphase der
MaBnahme (§ 15 Abs. 5 HSOG) vorzusehen. Denn es ist sicherzustellen, dass die
Wohnraumiberwachung unterbleibt, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
Uberwachung kernbereichsrelevante Daten erhebt “ . Den sich dafir ergebenden
Prognoseaufwand hat das Bundesverfassungsgericht in den Entscheidungen zur akustischen
Wohnraumiberwachung zur Strafverfolgung® und zur sog. Online- Durchsuchung durch
Verfassungsschutzbehdrden™ ausfihrlich dargelegt.

Das gesetzliche Sicherungsprogramm sollte ferner, wie etwa in § 100c Abs. 4, 6 und 7 StPO
geschehen, auch im Ubrigen noch erheblich verdichtet werden. Ferner fehlt es weiterhin an
einer Kennzeichnungspflicht fir Daten, die heimlich aus Wohnungen gewonnen werden®.

cc) insbesondere: Verarbeitungsverbot

Technisch verbesserungsbedurftig ist das in § 15 Abs. 4 S. 2 HSOG/ § 15 Abs. 4 S. 3
HSGO-neu festgelegte ,Verwertungsverbot®. Verwertungsverbote sind eine Figur des
Prozessrechts. Sie greifen ein, wenn ausnahmsweise die rechtsstaatliche Pflicht der Justiz
zur volistandigen Ermittiung der Wahrheit als Grundiage richterlicher Entscheidungen hinter
kollidierende Belange — wie etwa den Schutz der Grundrechte Beteiligter oder die Einhaltung
anderer Verfahrensvorschriften — zurlickzutreten hat. Das Recht der Sicherheitsbehérden
kennt in diesem Sinne keine Verwertungsverbote, noch zielt das Gefahrenabwehrrecht
primér auf die gerichtliche Verwertung von durch die Behérden zu ermitteinden Bewsisen.
Vielmehr stehen an Stelle der prozessualen Verwertungsverbote im Polizeirecht die
(datenschutzrechtlichen oder sonst verwaltungsverfahrensrechtlichen) Verwendungsverbote.
In Anlehnung an die von dem Hessischen Gesetz Uber die o6ffentliche Sicherheit und
Ordnung auch sonst angestrebte begriffliche Ubereinstimmung mit dem hessischen
Datenschutzrecht (vgl. nur § 15 Abs. 6 S. 4 HSOG, § 15 Abs. 4 8. 5 HSOG-neu) sollte daher
ein Verarbeitungsverbot (vgi. § 2 Abs. 2 HDSG) kernbereichrelevanter Erkenntnisse
ausgesprochen werden. Ein zusatzliches (prozessuales) Verwertungsverbot ergibt sich
unmittelbar aus Verfassungsrecht und kann - klarstellend ebenfalls in das Gesetz

BVerfG: U.v. 3.3.2004 -1 BvR 2378/98 u.a., Bz. 139 ff, 149 ff.
vgi BVeriQ, U. v. 27.07.2005 — 1 BvR 668/{)4 Rz. 163 zur Telekommunikationstiberwachung.
“ BVerfG, U.v. 3.3.2004 - 1 BvR 2378/98 u.a., Rz. 139 .

““ BVeriG, U. v. 27.02.2008 —1 BVR 370/07 u.a., Rn 281,

Y BVeriG, U.v. 3.3.2004 - 1 BvR 2378/98 u.a., Rz.328 ff.
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aufgenommen  werden. Der (nachtragliche) Rechtsschutz sollte durch  eine
Protokollierungspflicht entsprechend § 100c Abs. 5 S. 4 StPO sichergestellt werden.

dd) Ein absolutes Verbot der Uberwachung der Geschaftsraume von nach § 53 StPO
geschitzten Berufsgeheimnistragern (§ 15 Abs. 4 S. 1 HSOG-neu) ist sachgerecht.

Die im Recht der Sicherheitsbehérden zuweilen anzutreffenden Regelungsalternativen (etwa
§ 160a Abs. 4 StPO, § 20u BKAG-E) stellen auf den angesichts des engen Zwecks nach § 15
Abs. 4 5. 1 HSOG-eu praktisch undenkbaren Verdacht einer Verstrickung von
Berufsgeheimnistrdgern ab. Eine klare, abwagungsfeste Regelung ist allein geeignet, die
auch verfassungsrechtlich besonders geschitzte Berufsausiibung von
Berufsgeheimnistragern zu schitzen. Denn schon die theoretische Moglichkeit, dass
schitzenswerte berufliche Kommunikationsbeziehungen von Berufsgeheimnistragern von
Sicherheitsbehdrden zur Kenntnis genommen werden kénnten, belasten diese in nicht zu
rechtfertigender Weise.

Das Schutzprogramm des Entwurfs sollte allerdings ergénzt werden um die Helfer von
Berufsgeheimnistragern (§ 53a StPQ), deren Arbeits- und Geschéftsréume angesichts
moderner arbeitsteiliger  Organisationsformen nicht zwingend mit denjenigen der
Berufsgeheimnistrager nach § 53 StPO identisch sein missen. Das Ziel des Entwurfs,
namiich ein generelles Erhebungsverbot bei Berufsgeheimnistrdgern®, erfordert gerade
dann, wenn es bei § 15 Abs. 2 S. t Nr. 1 HSOG (keine Beschrankung der
Wohnraum(berwachung auf Stérer) bleiben sollte, einen weitgehenden raumlichen Schutz
geschitzter Berufsauslbung. Die Erweiterung des Kreises der so geschiitzten
Kommunikationsbeziehungen wirde einem liberalen rechtsstaatlichen Polizeirecht wesentlich

eher geniigen.

¢) Fazit

Die Wohnraumlberwachung ist auch zu gefahrenabwehrrechtlichen Zwecken zwar
theoretisch verfassungskonform regelbar. Bei seribser Umsetzung der
verfassungsrechtlichen Vorgaben dirfte der polizeitaktische Nutzen allerdings gegen Null
gehen. Der Gesetzentwurf geht, ungeachtet seiner Verbesserungsbediirftigkeit, zwar in die
richtige Richtung. Ein iiberales Polizeirecht sollte allerdings auf diese an Eingriffsintensitat
kaum zu libertreffende Befugnis verzichten.

* Drucks. 17/133, 8. 4.
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3. TelekommunikationsiGberwachung (§ 15a Abs. 4 HSOG-neu)

a) Das geltende Recht

Die Telekommunikationstiberwachung zur Gefahrenabwehr wurde in Hessen erstmals mit
dem Gesetz vom 15. Dezember 2004% geregelt. Belastbare Daten, welche eine Evaluation
dieser in Bund und Lé&ndern zur Strafverfolgung inflationsr haufig angewandten MaRnahme
im Bereich der Gefahrenabwehr erlauben wilrden, liebe, soweit ersichtlich, bislang nicht vor.
Die bestehende Regelung erweist sich mit ihren bewusst denjenigen fir die
Wohnraumiberwachung vergleichbaren, strengen Anordnungsvoraussetzungen® und der
Beschrankung auf die Gefahrenabwehr als vergleichsweise gut gelungen. Ebenso wie § 15
Abs. 4 HSOG in der geltenden Fassung greift das Schutzprogramm der geltenden Vorschrift
allerdings zu kurz. Ausnahmeregelungen flr Eingriffe in ein Amts- oder Berufsgeheimnis i.S.
der §§ 53, 53a StPO meinte der Gesetzgeber ebenso wenig vorstehen zu milssen wie auch
nur ein Verwertungsverbot flr kernbereichsrelevante Daten. Diese sollten bei der

51

Uberwachung von  Gefahrdern nicht  erhoben  werden  kénnen Das

Bundesverfassungsgericht hat diese Auffassung inzwischen eindrucksvoll korrigiert®.

b) Zum Gesetzentwurf

Der an dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 27.07.2005 - 1 BvR 668/04,
orientierte § 15a Abs. 4 HSOG-neu zielt richtigerweise auf einen verbesserten Schutz des
Kernbereichs privater Lebensgestaltung bei praventivpolizeilicher
Telekommunikationsuberwachung. Gegen das absolute Verbot der Uberwachung von
bestimmten Berufsgeheimnistragern (§ 15a Abs. 4 S. 1 HSOG-neu) ist nichts zu erinnern®,

Die Kommunikationssphére im Schutzbereich des Art. 10 Abs. 1 GG ist wegen der
Einschaltung Dritter (Provider) der gegenilber der Wohnung (Art. 13 GG) nicht im gleichen
Umfange schutzbedurftig gegen Uberwachungseingriffe. Dies erméglicht dem Grunde nach
eine Lockerung des Kembereichsschutzes™, darf nicht dariiber hinwegtauschen, dass der
Gesetzgeber Vorkehrungen zu treffen hat, welche Kernbereichsverletzungen nach
Méglichkeit von vornherein ausschlieBen®™. Insoweit greift daher § 15a Abs. 4 S. 2 HSOG-
neu zu kurz, da er daran anknlpft, dass im Verlaufe der MaBnahme kernbereichsrelevante
Kenntnisse erlangt werden. An dieser Stelle hatte das Gesetz einerseits vorzusehen, dass

die Uberwachung grundsatziich nicht nur dann unterbleibt, wenn sie sich gegen die in § 53

“° GVBL. | S. 444.

* Drucks. 16/2325, S. 18.

' Drucks. 16/2325, 8. 17, 20.

% BVertG, B.v. 27.7.2005 — 1 BvR 668/04, Rz. 160 ; vgl. auch oben IH.2.b).
> vgl. oben 111.2.b) ddd).

> BVerfG, U. v. 27.07.2005 — 1 BvR 668/04, Rz. 162.

% 3. oben H1.3.b} bb).
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StPO genannten Berufsgeheimnistrager richten wiirde, sondern auch, soweit tatsichliche
Anhaltspunkte daflir sprechen, dass voraussichtiich eine Verletzung des Kernbereichs
privater Lebensgestaltung erfolgen wird®. Das Schutzprogramm des Entwurfs sollie — wie bei
der Wohnraumiberwachung - ergéanzt werden um die Helfer von Berufsgeheimnistragern (§
53a StPO)*.

Auch insoweit fehlt es im Ubrigen an einer Kennzeichnungspilicht fir die eflangten
personenbezogenen Daten, wie sie schon im Hinblick auf ihre mégiiche Zweitverwertung im
Strafverfahren oder zu anderen als dem gefahrenabwehrrechtlichen Ausgangszweck (§ 15a
Abs. 5 S. 1 HSOG, § 161 Abs. 2 StPO) erforderlich ist™.

c) Fazit

Der Entwurf ist hinsichtlich der verfahrensrechtichen Sicherungen aufzuwerten. Denn
auch bei der Telekommunikationsiiberwachung ist bereits bei der richterlichen Anordnung zu
prifen, ob Kernbereichsverletzungen drohen und ggf. die MaBnahme in geeignster Weise zu
beschrénken.

% BVerfG, U. v. 27.07.2005 — 1 BvR 668/04, Rz. 163.
3. oben liL.2.b) dd).
* BVerfG, U.v. 3.3.2004 - 1 BvR 2378/98 u.a., Rz.328 .
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4. Rasterfahndung (§ 26 Abs. 1 S. 1 HSOG-neu)

§ 26 Abs. 1 HSOG wurde zuletzt mit Gesetz vom 6. September 2002 ausdricklich
geéndert, um die Rasterfahndung rechtlich zu erleichtern®™. Vorbild und Regelungsanlass fiir
das geltende Recht ist die Rasterfahndung 2001/2002 nach mutmafilichen terroristischen
Schiafern®. Andere Anwendungsfalle benennt die seinerzeitige Gesetzesbegriindung nicht.
Der vorgelegte Entwurf strebt eine Anpassung des geltenden Rechts an die von dem
Bundesverfassungsgericht im Beschluss vom 04.04.2006 - 1 BvR 512/02, ausgebreiteten
MafB3gaben an.

a) Praxis und Kritik der Rasterfahndung

Die Rasterfahndung 2001/2002 ist allerdings, nicht nur in Hessen, nicht etwa am Widerstand
eiper an rechtsstaatlichen Gesichtspunkten orientierten, von dem Bundesverfassungsgericht
zuletzt eindrucksvoll bestatigten® Justiz gescheitert. Sie hat sich vielmehr auch als ineffektiv
erwiesen: Bekanntlich hat die Rasterung von Millionen von Datensatzen von ebenfalls
Millionen von Betroffenen trotz eines sehr weiten Rasters keinen ein'zigen Trefferfall
ergeben™. Die MaBnahme erwies sich auch als langwierig®, mithin zur Abwehr von
gegenwdrtigen konkreten Gefahren far hochrangige Rechtsgliter absolut ungeeignet
erwiesen. In der Sache kann eine Rasterfahndung allenfalls zur Verdachtsgewinnung im
Gefahrenvorfeld beitragen®.

Das Gefahrenabwehrrecht tate gut daran, auch auf diese zwar theorstisch auf ein
verfassungsrechtlich ertragliches Maf3 einhegbare Maf3nahme angesichts ihres zweifethaften
Nutzwertes und der selbst im Erfolgsfall kaum zu Ubertreffenden Beeintrachtigung der
informationellen Selbstbestimmung von Unbeteiligten zu verzichten.

* GVBL | S. 546.

 Prucks. 15/3755, S. 4.

® Drucks. 15/3755, S. 3.

2 BVeriG, B.v. 4.4.2006 — 1 BvR 518/02

® Naher: BVerfG, B.v. 4.4.2006 — 1 BvR 518/02, Rz. 9 f, 26 #f, allgemein zur Skepsis auch der
Polizeipraxis gegenliber der Effektivitat der Rasterfahndung gerade zur Aufklérung kompiexer
Sachverhalte Graf, Rasterfahndung und organisierte Kriminalitat, 1997, S. 182 # m. Beispielen.

*BID, 19. TB (2001/2002), S. 93; LID BaWi, 24. TB (2008), 2. Teil, Abschnitt 1.1: der Erfahrungs-
und Auswertungsbericht des Bundeskriminalamis datiert erst auf den 17. August 2004, BfD, 20. TB
6(’2003/’2004}, S. 55,

® Vgl. BVertG, B.v. 4.4.2006 - 1 BvR 518/02, Rz. 119 m.w.N.
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b} Zum Gesetzentwurf

Gemessen an den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts®™ erweist sich der geltende §
26 Abs. 1 HSOG schon wegen der Maglichkeit, auch zur Verhiitung von Straftaten zu rastern,

als verfassungswidrig.

aa) VerhéltnismaBigkeit

Der Gesetzentwurf flihrt die Eingriffsschwelle auf konkreten Gefahr fir die Staatssicherheit
und Leib, Leben und Freiheit von Menschen zuriick und zielt darauf, die von dem
Bundesverfassungsgericht eher hingenommene als  beftrwortete  MaBnahme ¢
verfassungskonform einzuhegen. Ungeachtet der Erwdgungen des
Bundesverfassungsgerichts zur den verfassungsrechtlich in Betracht kommenden
Gefahrenlagen®™ ist der vorgelegte Entwurf mit der ,gegenwértigen Gefahr® fir héchstrangige
Rechtsguter (§ 26 Abs. 1 8. 1 HSOG-neu) grundsétziich auf der sicheren Seite™. Angesichts
der praktischen Erfahrungen mit der Rasterfahndung 2001/2002 sollte die Erhebung von
Daten zur Religionszugehdrigkeit (Art. 3 Abs. 3 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 136 Abs. 3
WRV) gesetzlich ausgeschlossen werden’®, wenn der Gesetzgeber an der Rasterfahndung

testhalten will.

Der auch gesetzgebungshistorisch nicht zu erkldrende Anwendungsfall der Abwehr
dleichgewichtigelr] Schaden far die Umwelt“" solite aus der Vorschrift gestrichen werden,
Ein prakiisches Bedlrfnis ist angesichts der verfassungsrechtlich hinnehmbaren weiteren
Schutzglter der Vorschrift diesseits von spekulativen Terrorszenarien nicht ersichtlich.

bb) Verfahrensrechtliche Sicherungen

Der im Zuge der Neuregelung nach dem Beschluss des OLG Frankfurt/Main vom 21.2.2002 -
20 W 55/02, gestrichene Richtervorbehalt solite bei Gelegenheit der Anpassung des
geltenden Rechts an die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts wieder eingefiihrt
werden. Denn wie alle eingriffsintensiven MaBnahmen und MaBnahmen von groBer
Streubreite’ bedarf das Instrument der Rasterfahndung einer effektiven Vorab- Kontrolle

% BVerfG, B.v. 04.04.2006 - 1 BVR 512/02.

5 B.v. 04.04.2006 - 1 BVR 512/02, Rz. 87 ff (-wahrt noch die Grenzen...").

* B.v. 04.04.2006 - 1 BvR 512/02, Rz. 89, 134, 125: ,hinreichend” konkrete Gefahr erforderlich,
-gegenwartige Gefahr” nicht zwingend erforderlich (Rz. 142); auch Dauergsfahr muss konkret sein
Rz.146).

gg Vgl. OLG Frankfurt/Main, B.v. 21.2.2002 - 20 W 55/02. Die fiir Hessen gepflegte Auslegung wurde
nicht von allen Gerichten geteilt, Bsp. bei B.v. 04.04.2006 - 1 BvR 512/02, Rz. 157 m.w.N..

“ krit. zur Steigerung der Eingriffsintensitat aufgrund personfichkeitsnaher Merkmale BVer(G, B.v.
4.4.2006 — 1 BvR 518/C02, Rz. 111 1.

"' Drucks. 15/3755, S. 3.

" Vgl etwa § 81h Abs. 2 StPO: freiwillige DNA- Massentest erfordern eine gerichtliche Anordnung.
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durch eine unabhangige Stelle. Der gegenwértige Behérdenleitervorbehalt leistet diese
Kontrolifunktion gerade nicht,

c) Fazit

Die Rasterfahndung sollte als eingriffsintensive MaBnahme von hoher Streubreite und bislang
nicht nachgewiesenem Ertrag aus dem Katalog polizeilicher StandardmaBnahmen
gestrichen werden. Soweit es nach dem Willen des Gesetzgebers bei einer gesetzlichen
Befugnis bleiben soll, kann dem Entwurf mit einigen Korrekturen gefolgt werden. Der in
Hessen bei der rechtsstaatlichen Kontrolle der MaBnahme bewéhrte Richtervorbehalt sollte
wieder eingeflhrt werden.

5. Befristung (Art. 2) und Evaluation

Die Ubernahme der bereits zum geltenden Recht (§ 115 Abs. 2 HSOG) bestimmien
Befristung ist Anlass zu einer unabhéngigen - wissenschaftliche Evaluation aller
eingriffsintensiven Erhebungs- und Verarbeitungsbefugnisse des geltenden hessischen
Polizeirechts. Diese ist unabdingbar, wenn sich der Gesetzgeber im Falle einer Verlangerung
des geltenden Rechts nicht dem Einwand aussetzen will, mit dem Gesetz vom 15. Dezember
2004 lediglich der Form halber eine Befristung angeordnet zu haben und die gebotenen
Moglichkeiten zur Uberpriifung seines Handelns selbst nicht ergriffen zu haben.

Die kritische Beurteilung von Aufwand und Ertrag der entwurfsgegenstandlichen MaBnahmen
kann im Ubrigen wesentlich dazu beitragen, das Vertrauen in die Sicherheitsgesetzgebung,
welches durch aufgrund der Viélzahl der von dem Bundesverfassungsgericht und einigen
Landesverfassungsgerichten in den letzten Jahren zu rigenden VerfassungsverstdBen
erhebliche Einbuf3en hinzunehmen hatte, wieder zu stirken und das geltende Polizeirecht auf

ein verfassungskonformes Maf3 zurlickzuflhren.

S GVBL | 8. 444,
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V. Bestandspriifung

Der Gesetzentwurf bietet dem hessischen Gesetzgeber die Gelegenheit, das geltende
Polizeirecht einer genereilen Revision im Hinblick auf seine Verfassungsvertriglichkeit
und die bislang verfolgten Regelungsansétze zu unterziehen. Es muss sich in diesem
Zusammenhang nicht zwangsldufig als notwenig erweisen, von der bislang verfolgten, haufig
sehr knappen Regelungsweise abzugehen. Da weder der polizeilichen Praxis noch den
Blrgerrechten mit im zeitgendssischen Polizeirecht haufig anzutreffenden umfangreichen
Hegelungen und Verweisungskaskaden gedient ist, sollte der Gesetzgeber auf
Verstandlichkeit und Konsistenz weiterhin achten. Nicht jede polizeiliche Befugnis muss in
einem rechtsstaatlichen und liberalen Polizeirecht wortreich bis (ber die Grenze des
verfassungsrechtlich noch nicht offensichtlich Unvertrebaren ausgereizt werden™.

Eine Aufwertung verdienen angesichts neuerer Entwicklungen auch die verfahrensrechtlichen
Sicherungen des Kernbereichsschutzes und die Rechte der Betroffenen. Beispielhaft sind zu

nennen.

1. Kernbereichsschutz bei weiteren polizeilichen Befugnissen

Das Hessische Gesetz Uber die o&ffentliche Sicherheit und Ordnung kennt neben der
Wohnraumiiberwachung und der Telekommunikationstiberwachung weitere
Datenerhebungsbefugnisse, welche potentiell kernbereichsrelevante Informationen betreffen.
Dies sind etwa die Observation und der Einsatz technischer Mittel auBerhalb von
Wohnungen (§ 15 Abs. 2 HSOG) oder der Einsatz von V-Personen und VE-Personen (§
16 HSOG)™ und die Wohnraumiberwachung zur Eigensicherung von Polizeibeamten (§ 15
Abs. 6 HSOG)™®. Auch insoweit sind Regelungen.zum Schutz des Kernbereichs privater
Lebensgestaltung und Kennzeichnungspflichten erforderlich.

2. Benachrichtigung bei eingriffsintensiven MaBnahmen

Ebenso begegnet etwa das gegenwértige System der Benachrichtigung von Priméar- und
Drittbetroffenen nicht- offener Datenerhebungen noch Bedenken. Zwar ist das hessische
Recht an dieser Stelle insoweit erheblich birgerfreundlicher ausgestatiet als vergleichbare

™ Abschreckendes Beispiel: die gegenwartig im Gesetzgebungsverfahren befindliche Novelle zum
BKAG.

® Die Annahme der seinerzeitigen Gesetzeshegriindung, dass kernbereichsrelevante Informationen
durch polizeitiche Zutrager kraft Natur der Sache nicht erhoben werden kénnten (Drucks. 16/2352, S.
17), ist schon im Hinblick auf das von diesen ausgehende Tauschungsmoment unzuireffend, vgl. auch
oben lIl.2.b) und 3.a)

® Die Annahme der seinerzeitigen Gesetzesbegrindung, dass kembereichsrelevante Informationen
nicht erhoben werden kénnten, weil sich bereits ein Polizist im Raum befindet (Drucks. 16/2325, S.
17), ist ebenso unzutreffend. Vgl. auch oben 111.2.b) und 3.a).
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Vorschriften in anderen Bundeslandern oder im Bund, als es ein endguiltiges Absehen von
der Benachrichtigung nicht vorsieht.

Gem. § 29 Abs. 6 S. 5 und 6 HSOG kann die Benachrichtigung allerdings unterbleiben, wenn
dadurch die Durchfihrung eines Strafverfahrens gefdhrdet wirde. Wéahrend aus
verfassungsrechtlicher Sicht jede Zurlickstellung einer Benachrichtigung grundsétzlich an
den gleichen Voraussetzungen zu messen ist wie die Datenerhebung selbst”, kann damit
nach dem geltenden Recht eine Lage eintreten, in der eine heimliche, eingriffsintensive
MafBnahme langerfristig den Betroffenen verborgen bleibt, weil ein Bagatellstrafverfahren
sonst gefahrdet sein kdnnte. Das Bundesverfassungsgericht hat die Zuriickstellung der
Benachrichtigung der Betroffenen nur verfassungsrechtlich nicht beanstandet, soweit und
solange dies nicht ohne Geféhrdung des Zwecks der MaRBnahme oder von Leib und Leben
einer Person geschehen kann'®,

Die Ausschlusskiausel zugunsten (berwiegender schutzwiirdiger Belange einer
betroffenen Person (§ 29 Abs. 3 HSOG) ist dem Grunde nach zu beflirworten. Bei der zu
treffenden Interessengewichtung, welche das Gesetz bislang nicht weiter anleitet, ist
insbesondere zu berlicksichtigen, ob die zu beauskunftende Person Zielperson oder zuféllig
betroffener Dritter war, welche Beeintréchtigung in dem Persénlichkeitsrecht der Betroffenen
die Benachrichtigung anderer Betroffener anrichten kann’®, ob die MaBnahme bekannt
geworden ist, ob FolgemaBnahmen gegen die Betroffenen eingeleitet wurden und ob sie sich
bei einer nachtrdglichen Betrachtung als erforderlich erwiesen hat oder aber der
Gefahrverdacht gegenstandsios war. Diese und denkbare weiteren Gesichtspunkte, welche
in die Gewichtung von schutzwlirdigen Belange einzugehen haben, werden von dem Gesetz
nicht vertypt, Ungeachtet des im Grundsatz begriBenswerten gesetzgeberischen Ansatzes
fallt die Vorschrift daher unnétig unbestimmt aus. Eine gesetzgeberische Anleitung, etwa im
Sinne eines Kritierienkataloges, erscheint an dieser Stelle geboten und méglich. Ebenso
sollte Berlicksichtigung finden, ob es sich bei den Betroffenen um mit anderen Betroffenen in
geschitzter Beziehung stehende Berufsgeheimnistrdger gehandelt hat, welche
naturgeméf auch ais zufallig Drittbetroffene ein Interesse an nachiragiichem Rechtsschutz

haben.

" BVerfG, U. v. 03.03.2004 — 1 BvR 2378/98 u. a., Bn. 303.
" BVert@, U. v. 03.03.2004 — 1 BvR 2378/98 u. a., Rn. 299 #.
" vergl. BVerfG, U. v. 03.03.2004 — 1 BvR 2378/98 u. a., Rz. 297.
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V. Schiussbetrachtung

Sowohl die im Jahre 2002 neu geregelte Rasterfahndung als auch die
WohnraumUiberwachung kénnen sich bislang nicht auf ein dokumentiertes gesellschaftliches
Beddirfnis nach mehr Sicherheit durch diese MaBnahmen stlitzen. Die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zeigt, dass die Polizeigesetzgeber sich in den letzten Jahren von
einer sicherheitspolitischen Konjunktur haben leiten lassen, die sie (ber die Grenzen des
verfassungsrechtlich ertraglichen hinaus geflhrt hat. Dies gilt insbesondere bei besonders
eingrifisintensiven  MaBnahmen (wie der Wohnraumlberwachung oder Online-
Durchsuchung) und bei Maf3Bnahmen mit groBer Streubreite (wie der Rasterfahndung oder
der automatisierten Kennzeichenerfassung). Nicht erst in der Rlckschau erscheinen nicht
wenige MafBnahmen auch einseitig vom politischen Zeitgeist getragen® und haben sich nicht
bewéhrt. Ein zuweilen eigenwilliges Verstdndnis des Verfassungsrechis — erkennbar etwa in
der Begrindung zum Gesetz vom 15. Dezember 2004 %' — scheint der Erwartung
anzuhangen, dass es bald einen Wechsel in der Rechtsprechung geben werde und die
verfassungsgerichtiichen Ordnungsrufe wieder verstummen werden. Diese Erwartung diirfte
enttauscht werden: Die Weiterentwicklung der Verfassungsrechisprechung an neue
technische Herausforderungen hat sich als mindestens ebenso notwenig und mdglich
erweisen®™ wie die gesetzgeberische Reaktion auf angenommene heue Bedrohungslagen.
Zwar kann der Gesetzgeber anlassbezogen das Verhéltnis von Freiheit und Sicherheit neu
justieren, die von dem Grundgesetz vorgegebenen Gewichte kann es gleichwohi nicht
grundlegend verschieben®. Ein rechtsstaatliches Polizeirecht verzichtet darauf, um jeden
Preis neue Ermittiungsmethoden und Eingriffsbefugnisse zu legalisieren und flihrt den
vorhandenen Bestand auf ein rechisstaatiich unbedenkliches, in seiner gesetzlichen

Beschreibung klar verstandliches Instrumentarium zuriick.

Berlin, den 15. August 2008
Hilorans

*® siehe zur Rasterfahndung etwa die Gesetzesbegriindung, Drucks. 15/3755, S. 3: ,Hessen wiirde
sich potentiellen Terroristen als Vorbereitungs- und Ruckzugsraum geradezu anbieten.”

' Drucks. 16/2325 zu der Kembereichsrelevanz von Eingriffen, die auf sachverhalisrelevanie
Informationen zielen,

%'S. nur BVerfG, U. v. 27.02.2008 ~ 1 BvR 370/07 ua., Rz 165 ff zum Grundrecht auf
Gewahrieistung der Vertraulichkeit und Integritat informationstechnischer Systeme.

* BVerfG B.v. 04.04.2006 - 1 BvR 512/02, Rz.135.
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Ministerialdirigent Jlrgen Storbeck Potsdam, August 2008

Leiter der Abteilung Offentliche Sicherheit und Ordnung,
Polizei, Ordnungsrecht, Brand- und Katastrophenschutz

Ministerium des Innern

des Landes Brandenburg

Henning-von-Tresckow-Stralle 9-13
14467 Potsdam

An den

Vorsitzenden des Innenausschusses
des Hessischen Landtags

Herrn Horst Klee (MdL)
Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP im Hessischen Landtag fiir ein Zehntes Gesetz zur Ande-
rung des Hessischen Gesetzes iiber die offentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) - Drucks-
17/133

hier:  Schriftliche Anhorung im Innenausschuss des Hessischen Landtages

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

ich danke Ihnen fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer parlamentarischen Anhorung.
Gern bin ich auch mit der vorgesehenen Weitergabe und Veréffentlichung meiner Stellungnahme ein-
verstanden. Zu dem Gesetzentwurf vertrete ich nach eingehender Prifung und Bewertung folgende
Auffassung:

Zu Artikel 1 Nr. 1:
l.

Die vorgesehene Regelung zur anlassbezogenen automatischen Kennzeichenerfassung orientiert sich
auch an § 36a des Brandenburgischen Polizeigesetzes (BbgPolG) vom 19. Marz 1996 (GVBI.| S.74),
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Mai 2007 (GVBI.I S.97) und wird von hier aus
rechtlich voll mitgetragen. Die zusatzlich aufgenommenen Regelungsinhalte — Erstellung von Bewe-
gungsprofilen, Unzulassigkeit eines flachendeckenden Einsatzes — bedirfen m.E. jedoch einer tieferge-
henden Priifung.
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II.

Der ausdrickliche Hinweis im § 14 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 HSOG-E auf die Erstellung eines Bewegungsbil-
des im Anwendungsbereich des § 17 HSOG (Ausschreibung zur polizeilichen Beobachtung) soll dabei
offenbar der Forderung des Bundesverfassungsgericht Rechung tragen, wonach die Nutzung der auto-
matisierten Kennzeichenerfassung fiir die polizeiliche Beobachtung nur durch eine ausdriickliche Ent-
scheidung des Gesetzgebers erfolgen kann (vgl. BVerfG, Urteil vom 11. Marz 2008, [-1 BvR 2074/05, -1
BvR 1254/07], Abs. 143.). Die insoweit systematisierte und nahezu flachendeckend durchfiihrbare poli-
zeiliche Beobachtung weist fur den Betroffenen eine hohe Grundrechtsrelevanz auf. Diesem Umstand
tragt § 14 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 HSOG-E dadurch ausreichend Rechung, indem sich die nach § 17 Abs. 2
Nr. 1 und 2 HSQOG erforderliche Gefahr soweit verwirklicht haben muss, dass die Begehung einer Straf-
tat von erheblicher Bedeutung unmittelbar bevorsteht. Insoweit stellt also die Einengung der Eingriffs-
voraussetzungen den vom Bundesverfassungsgericht geforderten Ausgleich zu den erheblich tiefer
gehenden Folgen eines Eingriffs in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung nach Art. 2 Abs. 1
i. V.m. Art. 1 Abs. 1 GG dar.

Das in § 14 Abs. 5 Satz 4 HSOG-E vorgesehene Verbot einer Erstellung von Bewegungsprofilen wirft
allerdings Fragen auf.

Der ausdrickliche Hinweis in § 14 Abs. 5 Satz 4 HSOG-E hat im Umkehrschluss zur Folge, dass die
Bewegungsbilderstellung in Fallen unzulassig wird, in denen ebenso wie bei der Straftatenbegehung
eine polizeiliche Beobachtung gem. § 17 Abs. 2 Nr. 2. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 HSOG méglich
ware. Die Nutzung automatisierter Kennzeichenerfassung zur Gefahrenabwehr ware im Fall der polizei-
lichen Ausschreibung zum Zwecke der Observation nach § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 HSOG in § 14 Abs. 5
Satz 1 Nr. 1 HSOG-E zu verorten. § 14 Abs. 5 Satz 4 HSOG-E schliefit die Bewegungsbilderstellung fir
§ 14 Abs. 5 Satz1 Nr. 1 HSOG-E aus. Es wird angeraten im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu pri-
fen, ob der Verzicht auf dieses Instrument der Bewegungsbilderstellung zur Abwehr einer gegenwarti-
gen Gefahr fir Leib und Leben einer Person sinnvoll erscheint.

Im Ubrigen ist der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit vor dem Hintergrund des klar umrissenen Tatbe-
standes ausreichend, die Reichweite der Eingriffsméglichkeiten in das Persdnlichkeitsrecht mittels au-
tomatisierter Kennzeichenerfassung im Einzelfall rechtsfehlerfrei bestimmen zu kénnen. Eine dem § 14
Abs. 5 Satz 4 HSOG-E vergleichbare Einschrankung findet sich daher bislang im § 36a BbgPolG nicht.
Ihr Fehlen wurde seitens des Bundesverfassungsgerichts vor dem Hintergrund der eng formulierten
Eingriffsvoraussetzungen auch nicht zum Anlass genommen, die VerhaltnismaRigkeit der Norm in Zwei-
fel zu ziehen (vgl. BVerfG, Urteil vom 11. Marz 2008, [-1 BvR 2074/05, -1 BvR 1254/07]Abs. 183). Inso-
fern kénnte eine Streichung des § 14 Abs. 5 HSOG-E erwogen werden, ohne die VerfassungsmaRigkeit
der Norm in Frage zu stellen.

§ 14 Abs. 5 Satz 7 HSOG-E - Verbot eines flachendeckenden Einsatzes - entfaltet keine eigene Rege-
lungswirkung. Die Beibehaltung der Vorschrift sollte im weiteren Gesetzgebungsverfahren (berpriift
werden.
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Das Bundesverfassungsgericht hat seinerzeit festgestellt, dass die damalige Fassung von § 14 Abs. 5
HSOG gegen den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit deswegen verstieR, weil die Vorschrift in Erman-
gelung tatbestandlicher Voraussetzungen einen flachendeckenden Einsatz rechtfertige (BVerfG a.a.O.,
Abs. 172 f). Unter flachendeckend” wurde im damaligen Urteil des Bundesverfassungsgerichts der
unterschiedslose Einsatz der Kennzeichenerfassung gegen jeden Verkehrsteilnehmer im Sinne einer
standigen Kontrolle verstanden (vgl. BVerfG a.a.0., Abs. 173). Der Begriff wurde mithin subjektsbezo-
gen verwendet. § 14 Abs. 5 Satz 1 HSOG-E definiert vorliegend jedoch in einengender Weise die An-
lasse, aus denen Verkehrsteilnehmer mit einer automatisierten Kennzeichenerfassung rechnen miis-
sen. Damit ist ein ,flachendeckender Einsatz", wie ihn das Bundesverfassungsgericht verhindert wissen
wollte, bereits ausgeschlossen. Zudem liefern weder der Gesetzesentwurf, noch die Begriindung An-
haltspunkte fiir eine Definition des Begriffs ,flachendeckender Einsatz". Dies konnte dem Gebot der
Normenklarheit widersprechen. Satz 7 konnte daher zur Vereinfachung der Gesetzeshandhabung ge-
strichen werden.

Zu Artikel 1 Nr. 2 und Nr. 3 Buchst. a):
l.

§ 15 Abs. 4 Satz 1 HSOG-E sieht vor, dass Polizeibehérden Daten ohne Kenntnis des Betroffenen in
oder aus Wohnungen sowie Arbeits-, Betriebs- und Geschaftsraumen mit Ausnahme der in § 53 StPO
genannten Berufsgeheimnistragern erheben kdnnen, wenn dies zur Abwehr einer gegenwértigen Ge-
fahr flir Leib, Leben, oder Freiheit einer Person unerlasslich ist. Der Entwurfsbegriindung zufolge ist die
bisherige Regelung, wonach Erkenntnisse aus dem Bereich privater Lebensgestaltung lediglich einem
Verwertungsverbot unterlagen, zum Schutz des absolut geschiitzten Kernbereichs privater Lebensges-
taltung nicht ausreichend gewesen.

Der Entwurf sieht in Artikel 1 Nr. 3 Buchst. a) vor, in § 15a HSOG einen neuen Absatz 4 einzufiigen.
Darin soll erstmals die Datenerhebung ausgeschlossen sein, wenn sie sich gegen die in § 53 StPO
genannten Personen richtet (§ 15a Abs. 4 Satz 1 HSOG-E). Bei erkennbar drohendem Eingriff in den
Kernbereich privater Lebensgestaltung soll die Malnahme abgebrochen werden (§ 15a Abs. 4 Satz 2
HSOG-E).

Il.
Zwar ist es richtig, dass nicht erst die Verwertung entsprechender Erkenntnisse in den absolut ge-
schiitzten Kernbereich privater Lebensgestaltung eingreift. Die be-vorstehende bzw. fortzufiihrende
MaRnahme hat vielmehr bereits bei zureichenden Anhaltspunkten dartber, dass die Menschenwurde
verletzt wird, von vomherein zu unterbleiben (vgl. BVerfG Urteil vom 3. Marz 2004, [-1 BvR 2378/98, -1
BvR 1084/99], Abs. 135).

Die als § 15 Abs. 4 vorgeschlagene Regelung knlipft zwar zunachst an die Arbeits-, Betriebs- und Ge-
schaftsraume an, enthalt dann aber eine ortsunabhangige und allein personenbezogene Ausnahme.
Der Begriindung zufolge sollen die im Strafprozessrecht besonders geschltzten Berufsgruppen vom
Anwendungsbereich der Wohnraumiberwachung ausgenommen werden. Hier stellt sich die Frage, ob
diese Ausnahme nicht zu umfassend formuliert worden ist.
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1. Nicht jedes Gesprach zwischen dem Betroffenen und einem Berufsgeheimnistrager ist der kom-
munikativen Entfaltung der Intimsphare des Betroffenen zuzuordnen. Ankniipfungspunkt fir die
Entscheidung, ob der Betroffene durch die polizeiliche Malnahme in seiner Menschenwurde ver-
letzt werden konnte, ist nur der konkrete Gesprachsinhalt (BVerfG a.a.0., Abs. 136). Das Bun-
desverfassungsgericht hat lediglich die Raumlichkeiten, in denen typischerweise Gesprache zwi-
schen dem Berufsgeheimnistrager und dem Betroffenen mit einem Inhalt stattfinden, der dem un-
antastbaren Kernbereich personlicher Entfaltung zuzuordnen ware, zum Anhaltspunkt einer sei-
tens der handelnden Organe stets vorzunehmenden Prognoseentscheidung liber die Rechtma-
Rigkeit entsprechender Malnahmen erklart (vgl. BVerfG a.a.0., Abs. 140 ff.). Die vorgeschlagene
breit angelegte Ausnahmeregelung wird dem nicht gerecht, da hierbei mit dem bloRen Tatbe-
standsmerkmal eines Berufes bzw. Amtes jedwede situationsbedingte Abgrenzung zwischen So-
Zial-, Privat- und Intimsphére zu Lasten der im Einzelfall konkret zu schitzenden Rechtsguter
ausgeschlossen ware.

2. Dariiber hinaus differenziert die Norm dahingehend nicht, dass der Berufsgeheimnistrager auch
selbst Betroffener der Mainahme sein kann. Der im Einzelfall bestehende Schutz von Gespra-
chen mit Berufsgeheimnistragern in Ausiibung ihrer Funktion (vgl. hierzu BVerfG a.a.0., Abs.
136) dient dem Schutz des Betroffenen, soweit ein Kernbereichsbezug besteht, und nicht dem
des Berufsgeheimnistragers selbst. Ist der Berufsgeheimnistrager daher selbst Stérer und als sol-
cher Betroffener einer UberwachungsmaRnahme, greifen diese Wertungen nicht ein. Dement-
sprechend hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, dass eine Ausnahme fiir Berufsge-
heimnistrager nach § 53 Abs. 1 Nr. 4 und 5 StPO (Abgeordnete, Vertreter der Presse) mangels
unmittelbaren Bezugs zum Kernbereich privater Lebensgestaltung verfassungsrechtlich zum
Schutz der Menschenwiirde nicht geboten ist (BVerfG a.a.O., Abs. 148).

3. Die Ausnahme in § 15 Abs. 4 HSOG-E schliet dartiber hinaus fir § 15a HSOG jede Mdglichkeit
zur Telekommunikationstiberwachung unter Beteiligung von Berufsgeheimnistragern nach § 53
StPO auferhalb des unantastbaren Bereichs privater Lebensgestaltung generell aus, obwohl aus
verfassungsrechtlicher Sicht unter Wahrung des VerhaltnismaRigkeitsgebots staatlichen Han-
delns Mafinahmen innerhalb der Schranke des Art. 13
Abs. 4 GG noch zulassig und im Einzelfall auch geboten sein konnen.

4. Die Formulierung in § 15a Abs. 4 Satz 1 HSOG-E ,[...] gegen [...] richten® lieRe sich dahingehend
missverstehen, dass das Verbot nur dann greifen soll, wenn die MalRnahme dem Beschluss nach
auf den Berufs- bzw. Amtstrager als betroffenen Storer ermittlungstechnisch abzielt. Der Fall,
dass die zu observierende Person mit einem Vertreter der oben genannten Gruppe Kontakt auf-
nimmt, insoweit die Fortsetzung der Malnahme eine Mitbetroffenheit bewirkt bzw. in das grund-
rechtlich geschiitzte Vertrauensverhaltnis des Betroffenen zu dem jeweiligen Berufs- bzw. Amts-
trager eingreifen wirde, scheint dem Wortlaut nach nicht geregelt zu sein. Im BbgPolG wird die
Erfassung dieser Konstellation mit der Formulierung ,(ber andere Personen” (vgl. z. B. § 32 Abs.
1 Satz 2 und § 33 Abs. 1 Satz 2 BbgPolG) hinreichend verdeutlicht. Die generelle Freistellung
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dieser Personengruppe von derartigen polizeilichen MaBnahmen erscheint aus den bereits ge-
nannten Griinden zumindest bedenklich.

5. Insoweit wird im Gesetzentwurf mit dieser generellen Ausnahme zu Gunsten der Berufsgeheim-
nistrager nicht bertcksichtigt, dass Malnahmen nach den Polizeigesetzen anders als die repres-
sive Mainahmen nach der StPO nicht allein staatlichen Interessen, sondern auch der Wahrung
von Grundrechten Dritter dienen kénnen. Das Recht auf Leben und korperliche Unversehrtheit
(Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) beinhaltet z. B. den unbedingten staatlichen Auftrag zur Abwehr ent-
sprechend konkreter Gefahren. Die hierbei eigentlich im Rahmen einer VerhaltnismaRigkeitspru-
fung vorzunehmende Abwagung zwischen dem Grundrecht des potentiellen Opfers und dem des
Stérers schliefit der Gesetzentwurf zu Lasten der Opfer von vornherein aus.

6. Die generelle nicht weiter bestimmte Ausnahme zu Gunsten der in § 53 StPO aufgezahlten Be-
rufsgruppen unter Hinweis auf den erforderlichen Schutz des Bereichs privater Lebensgestaltung
lenkt dartber hinaus den Blick auf die Frage der Folgerichtigkeit (Art. 3 Abs. 1 GG) der hierbei
entstehenden Differenzierungswirkung. Die Eingriffsermachtigung beglinstigt dem Wortlaut nach
die Berufsgeheimnistrager gegeniiber den anderen Grundrechtstragern aus Art. 13 Abs. 1 GG in
einem Umfang, der sich mit der Gesetzesbegriindung aus oben genannten Griinden wohl nicht
ohne weiteres rechtfertigen Iasst.

M.
Unabhangig davon kénnte geprift werden, ob das Wort ,abzubrechen" in § 15 Abs. 4 Satz 2 und in §
15a Abs. 4 Satz 2 HSOG-E durch die Wérter ,zu unterbrechen” ersetzt werden kann. Dies wirde der
Klarstellung dienen, dass eine richterlich angeordnete MaRnahme nur fiir die Dauer eines andernfalls
unzulassigen Ein-griffs in den grundrechtlichen Kembereich voribergehend ausgesetzt wird, ohne dass
es eines emneuten richterlichen Beschlusses fiir die Fortflihrung der Malnahme bedarf (zu diesem Ge-
danken vgl. § 229 StPO). Mit der Begrifflichkeit ,Abbruch* verbindet sich hingegen nur die Aussage Uber
die Beendigung der Malinahmendurchfiihrung und lieRe sprachlich offen, ob eine anschlieRende Wie-

deraufnahme der Wohnraumiberwachung weiterhin auf den urspriinglichen Beschluss gestutzt werden
konnte.

Mit freundlichen Griiflen

Storbeck

Seite 5 von 5



	19Nedela.pdf
	20Prof Roßnagel.pdf
	21Hilbrans.pdf
	22Storbeck.pdf



